Preußische Gejehjammlung 


(Nr. 14065.) Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Preußiſches Jagdgeſetz. 
Vom 18. Januar 1934. 

Solange es Deutſche gibt, gilt die Jagd als das Recht des freien deutſchen Mannes. Er 
jagte nicht nur, ſondern er hegte auch und pflegte das Wild als das ihm anvertraute Gut 
ſeines Volkes. 

Gerade im der gegenwärtigen Zeit aber, die ungezählte Volksgenoſſen in den großen Städten 
zuſammendrängt, iſt es notwendig, ihnen die Natur und das frei darin lebende Wild zu erhalten 
für die Stunden der Erholung und Ausſpannung. 

Die Hege des Wildes findet ihre Grenze an den Bedürfniſſen der Landeskultur, insbeſondere 
der Landwirtſchaft und der Forſtwirtſchaft. 

Die Erhaltung eines artenreichen, in ſeinen einzelnen Stücken kräftigen und geſunden 
Wildſtandes von angemeſſener Zahl und die Sorge für eine waidgerechte Jagdausübung auf 
Grund eines für ganz Preußen einheitlichen Geſetzes iſt daher die Aufgabe des neuen Staates. 
Er erfüllt dieſe Aufgabe durch das 5 

Preußiſche Jagdgeſetz. 

Dieſes lautet: 

I. Abſchnitt. 
Das Jagdrecht. 
8 1. 
Jagdbare Tiere. 

(1) Jagdbare Tiere (Wild) find: N 

a) Elch⸗, Rot⸗, Dam⸗, Muffel-, Reh⸗ und Schwarzwild, Haſen, wilde Kaninchen, Robben, 
Biber, Ottern, Dachſe, Füchſe, Wildkatzen, Edelmarder, Steinmarder, Iltiſſe; 

b) Auer- und Birkwild, Kreuzungen davon, Haſelwild, Rebhühner, Wachteln, Faſanen, 
wilde Tauben, Droſſeln (Krammetsvögel), Schnepfen, Trappen, Brachvögel, Wachtel⸗ 
könige, Kraniche, Tag- und Nachtraubvögel, wilde Schwäne, wilde Gänſe, wilde Enten 
und alle anderen Sumpf⸗ und Waſſervögel. f 

(2) Zum Hochwild im Sinne dieſes Geſetzes gehören: Elch⸗, Rot-, Dam⸗, Muffel-, Schwarz⸗ 
wild und Auerwild. Alle übrigen Wildarten gehören zum Niederwild. 

8 2. 
Jagdrecht des Grundeigentümers. 

(1) Das Jagdrecht ſteht dem Eigentümer auf ſeinem Grund und Boden zu. 

(2) Eine Trennung des Jagdrechts vom Grund und Boden kann als dingliches Recht nicht 
ſtattfinden. 

(3) Bei Grundſtücken, an denen ein Nießbrauch oder ein erbliches oder zeitlich nicht begrenztes 
Nutzungsrecht beſteht, ſteht das Jagdrecht dem Nutzungsberechtigten zu. 
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§ 3. 
Inhalt des Jagdrechts. 

(1) Das Jagdrecht umfaßt die Befugnis, unter Ausſchluß anderer: 

a) jagdbare Tiere zu jagen und ſich anzueignen; 

p), verendetes Wild, Fallwild und abgeworfene Elch⸗, Hirſch⸗ und Rehſtangen ſich anzu⸗ 
eignen; 

e) Gelege von jagdbaren Raubvögeln ($ 1 b) zu zerſtören, ſoweit es ſich um nicht durch 
Schonvorſchriften geſchützte Raubvögel handelt; 

d) im Freien gelegte Eier jagdbaren Federwildes an ſich zu nehmen, um ſie ausbrüten zu 
laſſen; 

e) Möweneier in der dafür freigegebenen Zeit ($ 40) zu ſammeln. 

(2) Das Jagdrecht unterliegt den Beſchränkungen dieſes Geſetzes. 


§ 4. 
Waidgerechtigkeit und Hegepflicht. 

Die Jagd darf mur nach den allgemein anerkannten Grundſätzen deutſcher Waidgerechtigkeit 
ausgeübt werden. Jeder Jäger iſt verpflichtet, ſoweit nicht Rückſichten auf die allgemeine Landes⸗ 
kultur, insbeſondere überwiegende Belange der Land⸗ und Forſtwirtſchaft, dem entgegenſtehen, das 
Wild zu hegen. Eine Gefährdung des Wildſtandes durch unmäßigen Abſchuß oder eine Ausrottung 
einer Wildart iſt verboten. 


II. Abſchnitt. 
Jagdbehörden und Jagdorganiſation. 
8 5. 
Jagdbehörden. 
Jagdbehörden ſind: 
a) der Preußiſche Miniſterpräſident (Landesforſwerwaltung) für die geſamte preußiſche 
Jagd und das preußiſche Jagdweſen; 

b) der Landesjägermeiſter; 

c) der Provinzjägermeiſter; 

d) der Kreisjägermeiſter; 

e) der Jagdvoyſteher ($ 13). 

8 6. 
Landes, Provinz⸗ und Kreisjägermeiſter. 

(1) Der Landesjägermeiſter wird vom Preußiſchen Miniſterpräſidenten ernannt; er führt die 
laufenden Geſchäfte durch ſein Stabsamt. 

02) Der Landesjägevmeiſter ernennt die Provinzjägermeiſter. 

(3) Dem Landesjägermeiſter ſteht als beratendes Organ der Landesjagdvat zur Seite. Dem 
Landesjagdrate gehören die Provinzjägermeifter und einzelne vom Landesjägermeiſter auf Grund 
beſonderen Vertrauens berufene Perſonen an, unter denen ſich Vertreter der Bauernſchaft be⸗ 
finden müſſen. 

(4) Der Provinzjägermeiſter, der in der Regel für eine Provinz ernannt wird, ernennt die 
Kreisjägermeiſter. Mehrere kleine benachbarte Kreiſe ſowie Kreiſe, die jagdwirtſchaftlich von 
geringerer Bedeutung ſind, können unter einem Kreisjägermeiſter zuſammengefaßt werden. 
Ebenſo können im Bedarfsfall mehrere Kreisjägermeiſter für einen Kreis beſtellt werden. 

) Dem Provinzjägermeiſter ſteht als beratendes Organ der Provinzjagdrat zur Seite. Dem 
Provinzjagdrate gehören die Kreisjägermeiſter und einzelne vom Provinzjägermeiſter auf Grund 
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beſonderen Vertrauens berufene Perſonen an, unter denen ſich Vertreter der Bauernſchaft befinden 
müſſen. 

(6) Der Landesjägermeiſter ſteht dem Miniſterpräſidenten, der Provinzjägermeiſter dem 
Oberpräſidenten und der Kreisjägermeiſter den Landräten und Jagdvorſtehern als ſachverſtändiger 
Berater zur Seite. 

(7) Landes-, Provinz⸗ und Kreisjägermeiſter verſehen ihre Amter ehrenamtlich. Sie gelten 
als Verwaltungsbehörden im Sinne des $ 13 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 


8 7. 

Aufgaben des Landes⸗, Provinz⸗ und Kreisjägermeiſters. 

() Soweit die Aufgaben des Landesjägermeiſters, der Provinz⸗ und Kreisjägermeiſter nicht 
in dieſem Geſetze beſtimmt ſind, werden ſie durch eine vom Landesjägermeiſter mit Genehmigung 
des Miniſterpräſidenten zu erlaſſende Dienſtanweiſung, durch die Ausführungsverordnung zu 
dieſem Geſetz und durch die vom Miniſterpräſidenten zu genehmigende Satzung des Landesverbandes 
der preußiſchen Jäger geregelt. 

(2) Gegen die Entſcheidungen der Jagdbehörden iſt ein Rechtsmittel nur in den im Geſetz 
ausdrücklich vorgeſehenen Fällen ſtatthaft. 


88. 
Landesverband der preußiſchen Jäger. 

(1) Die Inhaber der in Preußen gelöſten Jahresjagdſcheine werden im Landesverband der 
preußiſchen Jäger zuſammengefaßt. Er tft eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. Der Landes⸗ 
verband hat die Aufgabe, im Sinne der Einleitung dieſes Geſetzes ſeine Mitglieder zu waidgerechten 
Jägern zu erziehen und dafür zu ſorgen, daß der von den Vätern überkommene Wildſtand in ſeinen 
Arten unvermindert auch künftigen Geſchlechtern erhalten bleibt. Zu dieſem Zwecke hat er ihm 
bekannt werdende Verſtöße der zuſtändigen Polizeibehörde und dem zuſtändigen Kreisjägermeiſter 
zu melden und ſie auch ſonſt bei der Durchführung dieſes Geſetzes in jeder ſachdienlichen Weiſe 
zu unterſtützen. 

(2) Der Führer des Landesverbandes iſt der Landesjägermeiſter. 


III. Abſchnitt. 
Jagdbezirke. 
89. 
Allgemeines. 

(1), Das Jagdrecht darf nur auf Jagdbezirken (Eigenjagdbezirken und gemeinſchaftlichen Jagd 
bezirken) uud auf Grundflächen, die Eigenjagdbezirken angeſchloſſen oder gemeinſchaftlichen Jagd⸗ 
bezirken zugelegt ſind, ausgeübt werden. 

(2) Auf Grundflächen, die nicht einem Jagdbezirk angehören, ruht die Jagd. Der Grund⸗ 
eigentümer oder Nutzungsberechtigte kann jedoch in Hänfern und Hofräumen Raubwild fangen und 
töten und für ſich behalten. Der Gebvauch der Schußwaffe iſt dabei nicht zuläſſig. 

6) Wenn, abgeſehen von den Fällen des Abſ. 2 Satz 2, herrenloſes Wild lebend oder tot in 
die Verfügungsgewalt einer nicht jagdausübungsberechtigten Perſon kommt, jo hat dieſe es inner- 
halb 24 Stunden an die Ortspolizeibehörde abzuliefern. Die Ortspolizeibehörde hat das Wild 
unverzüglich dem Jagdausübungsberechtigten des zuſtändigen Jagdbezirkes zur Verfügung zu 
ſtellen. Iſt dieſer nicht feſtzuſtellen, To iſt das Wild wohltätigen Zwecken zuzuführen. 


8 10. 
Eägenjagdbezirke. 


() Eigenjagdbezirke find ſolche demſelben Gigentümer, bei Miteigentum benfelben Miteigen- 
tümern, gehörende Grundflächen, die in einem oder mehreren Gemeinde⸗ oder Gutsbezirken einen 
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land⸗ oder forſtwirtſchaftlich nutzbaren Flächenraum von mindeſtens 75 ha einnehmen, ohne in 
ihrem Zuſammenhange durch ein fvemdes Grundſtück unterbrochen zu werden. Nach Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes müſſen neuzubildende Gigenjagdbezirke einen land⸗ oder forſtwirtſchaftlich nutz⸗ 
baren Flächenraum von mindeſtens 125 ha einnehmen. Die Fiſcherei gehört im Sinne dieſes 
Geſetzes zur landwirtſchaftlichen Nutzung. 

(2) Eine Trennung durch Gewäſſer, Wege, Kanäle und Eiſenbahnen mit Zubehörſtreifen 
gilt nicht als Unterbrechung. Solche Flächen gehören zu dem angrenzenden Eigenjagdbezirke; 
liegen ſie zwiſchen verſchiedenen Jagdbezirken, ſo erfolgt deven Anſchluß jeweils bis zur Mitte. 
Der Eigentümer der fremden Fläche kann von dem Jagdberechtigten des Bezirkes, dem ſie an⸗ 
geſchloſſen wird, eine angemeſſene Pachtentſchädigung verlangen, wenn nicht die Ausübung des 
Jagdrechts durch einſchränkende Beſtimmungen, z. B. Verbot des Betretens der Fläche, Verbot 
des Gebrauchs der Schußwaffe aus Gründen der öffentlichen Sicherheit, weſentlich evſchwert 
oder unmöglich gemacht iſt. Mangels einer Einigung der Beteiligten vor dem Kreisjägermeiſter, 
der auf Vereinbarung einer angemeſſenen Pachtentſchädigung hinwirken ſoll, findet die Klage 
vor dem Kreisverwaltungsgericht, in Stadtkreiſen vor dem Stadtverwaltungsgerichte ſtatt. 

(3) Flächen, die von dem zugehörigen Jagdbezirke durch Waſſerſtvaßen erſter Ordnung ab⸗ 
getrennt und weniger als 75 ha groß ſind, müſſen dem am meiſten umſchließenden Jagdbezirke 
gegen angemeſſene Entſchädigung (Abſ. 2) angeſchloſſen werden. 

(4 Flüſſe, Wege, Triften, Kanäle und Eiſenbahnen mit Zubehörſtreifen können für ſich allein 
keinen Eigenjagdbezirk bilden, wenn ſie wegen ihrer geringen Breite oder wegen einſchränkender 
Beſtimmungen (3. B. Störung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, Gefährdung des 
Lebens von Menſchen) eine ordnungsmäßige Ausübung der Jagd nicht geſtatten. Derartige 
Flächen ſtellen auch den Zuſammenhang zur Bildung eines Eigenjagdbezirkes für getrennt liegende 
Grundſtücke desfelben Grundeigentümers nicht her. 

(5) Land⸗ und forſtwirtſchaftlich genutzte Flächen, die an ihrer breiteſten Stelle weniger als 
200 m breit aber mehr als 400 m lang find, geſtatten eine ordnungsmäßige Ausübung der Jagd 
nicht. Derartige Flächen ſtellen daher auch den Zuſammenhang zur Bildung eines Eigenjagd⸗ 
bezirkes für getrennt liegende Grundſtücke desſelben Grundeigentümers nicht her. 

(6) Auf die Eigenſchaft einer Grundfläche als Eigenjagdbezirk kann durch den Eigentümer 
oder Nutzungsberechtigten verzichtet werden. 


§ 11. a 
Eigenjagdbezirte geringeren Umfanges. 
Der Kreisjägermeiſter kann auf Antrag Grundflächen, die kleiner ſind als 75 ha, im übrigen 
aber die Vorausſetzungen des § 10 Abſ. 1 erfüllen, zu Gigenjagdbezirken erklären, wenn ſie . 

a) gegen den Einlauf von Wild, ausgenommen wilden Kaninchen und Raubwild, dauernd und 
vollſtändig eingefriedigt find und eine ordnungsmäßige Ausübung der Jagd (§ 10 Abſ. 4) 
geſtatten. Die Ausübung der Jagd auf jagdbare Vögel iſt in dieſen Eigenjagdbezirken 
nicht zuläſſig; 

b) mit Grundflächen desſelben Eigentümers, die in einem Nachbarlande gelegen und dort 
als Eigenjagdbezirk anerkannt ſind, unmittelbar zuſammenhängen. In dieſem Falle 
kommen die für den größeren Teil der Grundſtücke geltenden geſetzlichen Vorſchriften zur 
Anwendung. Bei gleicher Größe ſiſt das Geſetz maßgebend, welches den größeren Flächen⸗ 
inhalt für die Bildung eines Eigenjagdbezirkes erfordert. 


§ 12. 
Perſonenmehrheiten. 

Steht ein Eigenjagdbezirk im Eigentum einer juriſtiſchen Perſon, einer offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft oder im Miteigentum mehverer Perſonen, ſo kann, wenn nicht Verpachtung erfolgt, bei 
Grundflächen bis zu 250 ha nur eine Perſon, bei größeren Grundflächen nur für je volle 
250 ha eine Perſon jagdausübungsberechtigt ſein. Die Jagdausübungsberechtigten müſſen vor 
Beginn der Jagdausübung dem Kreisjägermeiſter namhaft gemacht werden. f 
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§ 13. 
Gemeinſchaftliche Jagdbezirke. 


(J) Alle Grundflächen einer Gemeinde, die nicht zu einem Eigenjagdbezirke gehören, bilden 
den gemeiaſchaftlichen Jagdbezirk, wenn ſie im Zuſammenhang wenigſtens 250 ha umfaſſen. 

(2) Die Eigentümer der Grundſtücke eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes bilden eine Jagd⸗ 
genoſſenſchaft, die Rechtsfähigkeit beſitzt. 

(3) Die Verwaltung der Angelegenheiten der Jagdgenoſſenſchaft ſowie ihre gerichtliche und 
außergerichtliche Vertretung geſchieht durch den Jagdvorſteher. Jagdvorſteher iſt der Vorſteher 
der Gemeinde (Dorfſchulze, Gemeindeſchulze oder Bürgermeiſter). 

(4) Sind die Grundſtücke eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes in mehreren Gemeinde⸗ 
bezirken gelegen, ſo beſtimmt die Kommunalaufſichtsbehörde den zuſtändigen Jagdvorſteher. 


(5) Mit Genehmigung des zuſtändigen Kreisjägermeiſters können aus einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Jagdbezirke mehrere ſelbſtändige Jagdbezirke gebildet werden, von denen jedoch keiner weniger 
als 500 ha im Zuſammenhang umfaſſen darf. Eine derartige Aufteilung iſt nur dann zuläſſig, 
wenn ſie durch die Geſtaltung des Geländes (3. B. Trennung durch Flüſſe, langgeſtreckte Orts⸗ 
lagen, ausgedehnte Bahnanlagen) erforderlich erſcheint. Eine Aufteilung gemeinſchaftlicher Jagd⸗ 
bezirke zur Teilung in Wald- und Feldjagden iſt nicht zuläſſig. 

(6) Der Kreisjägermeiſter kann anordnen, daß mehrere gemeinſchaftliche Jagdbezirke zu 
einem einheitlichen gemeinſchaftlichen Jagdbezirke zuſammengelegt werden, wenn die Abrundung 
der Fläche durch Beſeitigung unhaltbarer Grenzen zur Erhaltung eines angemeſſenen Wildſtandes 
erforderlich iſt. 

(7) Grundflächen, die zu keinem Jagdbezirke gehören und ſelbſt keinen Jagdbezirk bilden, 

müſſen ohne Rückſicht auf die Grenzen der Gemeindebezirke durch den Kreisjägermeiſter einem 
benachbarten Jagdbezirk angegliedert oder mit benachbarten gleichartigen Grundflächen zu einem 
gemeinſchaftlichen Jagdbezirke zuſammengeſchloſſen werden. Die Angliederung an einen Eigen⸗ 
jagdbezirk gilt als Pachtverhältnis. Werden die Grundflächen auf mehr als der Hälfte ihres Um⸗ 
fanges von ein und demſelben Jagdbezirk umſchloſſen, fo müſſen fie dieſem angeſchloſſen werden, 
wenn es fein Inhaber (Eigenjagdbeſitzer, Jagdgenoſſenſchaft) verlangt. 
(8) In den Wald einſpringende Acker und Wieſen ſowie in landwirtſchaftlich genutzte 
Flächen einſpringende Waldzungen, die an ihrer breiteſten Stelle nicht breiter als 600 m ſind, 
müffen vom Kreisjägermeiſter durch gerade Abſchneidungen im Verlauf der ſonſtigen Grenze 
begradigt und dem ſie umſchließenden Jagdbezirke zugeſchlagen werden, wenn dieſer ſie gu 75 vom 
Hundert oder mehr umgrenzt. 

(9) Grundflächen, die von einem über 750 ha großen Walde, der einem Eigentümer oder 
denſelben Miteigentümern gehört, zu mindeſtens 75 vom Hundert begrenzt werden, müſſen auf 
deſſen Wunſch dem Eigenjagdbezirke, zu dem dieſer Wald gehört, durch den Kreisjägermeiſter 
angeſchloſſen werden. Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung, wenn die ümſchloſſenen 
Flächen wenigſtens 250 ha im Zusammenhang groß find. Wenn nach ihrer Abtrennung die 
übrigbleibenden Flächen des Gemeindebezirkes 250 ha nicht mehr umfaſſen, ſo ſind dieſe 
dem angrenzenden Jagdbezirke, von dem ſie zum größten Teile umſchloſſen werden, zuzuſchlagen. 
Die Angliederung an den Eigenjagdbezirk gilt als Pachtverhältnis. 

(10) Über die Höhe der Pachtſumme entſcheidet in den Fällen der Abſ. 6, 8 und 9, falls 
eine Einigung vor dem Kreisjägermeiſter nicht zuſtande kommt, das Kreisve waltungsgericht, 
in Stadtkreiſen das Stadtverwaltungsgericht. Es hat die im Kreiſe gezahlten Pachtzinſe an⸗ 
gemeſſen zu berückſichtigen. 

(11) Über, Anträge benachbarter Jagdberechtigter oder Jagdgenoſſenſchaften auf Abrundung 
ihrer Jagdbezirke durch Austauſch von Geländeſtücken entſcheidet der Kreisjägermeiſter. Sind 
die Beteiligten über den Austauſch einig, ſo bedarf es lediglich einer Anzeige an den Kreis⸗ 
jägermeiſter. 
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(12) Alle auf Grund der Beſtimmungen der Abſ. 5 bis 11 erfolgten Zuſammenlegungen, 
Begradigungen und Geländetauſche erfolgen in der Regel für die geſamte Pachtdauer. Sie 
müſſen vor der Neuverpachtung der in Frage kommenden Jagdobezirke entſchieden ſein. Eine 
Anderung während der Pachtperiode iſt nur mit Zustimmung der beteiligten Jagdausübungs⸗ 


r 


(13) Der Jagdberechtigte oder der Jagdpächter eines mindeſtens 2000 ha großen geſchloſſenen 
Forſtes mit einem namhaften Beſtand an Rot-, Dam⸗ oder Muffelwild kann beantragen, daß 
längs des Waldes in einer Entfernung von 150 m vom Waldrand unabhängig von der politiſchen 
Grenze eine neue Jagdgrenze gebildet wird, wenn die Grenze ſeines Jagdbezirkes mit der Wald⸗ 
und Feldgrenze zuſammenfällt. Der Antrag iſt ſchriftlich an den zuſtändigen Provinzjägermeiſter 
einzureichen. Dem Antrage muß ſtattgegeben werden, wenn der Antragſteller ſich verpflichtet, 
ſämtlichen innerhalb der 150 m Zone bis zur Jagdgrenze entſtehenden Wildſchaden zu tragen, 
gegenüber den angrenzenden Jagdberechtigten für etwaige Ausfälle am Jagdpachtzins auf⸗ 
zukommen, einen angemeſſenen, den Pachtpreiſen der Gegend entſprechenden Pachtzins zu zahlen 
und dafür Sorge zu tragen, daß eine Vermehrung des Wildes nicht in einem der Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft unzuträglichen Maße ſtattfindet. Der Abſchußplan (§ 42) für den Antragſteller iſt mit 
Genehmigung des Antrags entſprechend zu erhöhen. Die Feſtſetzung der Pachtſumme erfolgt 
nach Abſ. 10. 


(14) Bei Verpachtung von Jagdbezirken, die unmittelbar an ein größeres Naturſchutzgebiet 
angrenzen, kann der Preußiſche Staat die Anpachtung dieſer Bezirke gegen einen angemeſſenen, 
den Pachtpreiſen der Gegend entſprechenden Pachtzins beanſpruchen. Abſ. 10 findet entſprechende 
Anwendung. 


(15) Gegen die auf Grund dieſes Paragraphen vom Kreisjägermeiſter getroffenen Ent⸗ 
ſcheidungen ſteht innerhalb einer Friſt von zwei Wochen nach ihrer Bekanntmachung den Be⸗ 
teiligten die Beſchwerde an den Provinzjägermeiſter zu, 

* 


§ 14. 
Fiſchereiflächen. 

() Die Eigentümer ſind berechtigt, zur Fiſcherei dienende Seen und Teiche, die zur Bildung 
von Eigenjagdbezirken nicht geeignet ſind, einſchließlich der in ihnen liegenden Inſeln, ſoweit dieſe 
ihnen ganz gehören, von dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirk auszuschließen, wenn See- oder Teich⸗ 
fläche und Inſeln zuſammen mindeſtens 50 ha umfaſſen. 

(2) Die jo ausgeſchloſſenen Flächen werden bei der Feſtſtellung der Mindeſtgröße der gemein⸗ 
ſchaftlichen Jagdbezirke ($ 13 Abj. 1) angerechnet. 

(3) Auf den ausgeſchloſſenen Grundſtücken ruht die Ausübung der Jagd während der 
Dauer des Ausſchluſſes. 


8515. 
Jagdnutzung auf gemeinſchaftlichen Jagdbezirken. 


(1) Die Nutzung der Jagd auf einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirk erfolgt in der Regel durch 
Verpachtung. Mit Genehmigung des zuſtändigen Kreisjägermeiſters kann der Jagdvorſteher jedoch 
die Jagd auch gänzlich ruhen oder auf Rechnung der Jagdgenoſſenſchaft durch angeſtellte Jäger 
ausüben laſſen. Über die Zahl der anzuſtellenden Jäger und ihre Beſtellung entſcheidet der Kreis— 
jägermeiſter; auf je 500 ha darf höchſtens ein Jäger beſtellt werden. Die Jagd muß verpachtet 
werden, wenn Jagdgenoſſen, denen das Jagdrecht auf mehr als der Hälfte des gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirkes zuſteht, dies verlangen. 


) In gemeinſchaftlichen Jagdbezirken, für die ein beſtimmter Abſchuß von Schalenwild 
(§ 42 Abſ. 2) feſtgeſetzt iſt, darf die Jagd nicht ruhen. 
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IV. Abſchnitt. 


Jagdpachtvertrag. 
8 16. 
Pachtbedingungen. 

(1) Die Pachtverträge ſind ſchriftlich auf Grund des vom Landesjägermeiſter herausgegebenen 
Muſterpachtvertrags für gemeinſchaftliche Jagdbezirke abzuſchließen. Die Verpachtung iſt durch 
den Jagdvorſteher vorzunehmen. Bei der Verpachtung ſind die Erhaltung eines angemeſſenen 
Wildſtandes und die Belange der Jagdgenoſſenſchaft maßgebend. Der Jagdvorſteher hat die von 
ihm beabſichtigte Art der Verpachtung dem zuſtändigen Kreisjägermeiſter ſchriftlich rechtzeitig 
bekanntzugeben. Nach Genehmigung durch dieſen hat er für Bekanntgabe in ortsüblicher Weiſe 
Sorge zu tragen. 

(2) Der Pachtvertrag iſt zwei Wochen lang öffentlich auszulegen. Ort und Zeit der Aus⸗ 
legung ſind in der Bekanntmachung über die Art der Verpachtung anzugeben. 

(3) Wenn Jagdgenoſſen, denen das Jagdrecht auf mehr als der Hälfte des gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirkes zuſteht, Einſpruch gegen die Art der Verpachtung oder etwaige beſondere Bedingungen 
einlegen, hat der Jagdvorſteher unter Vorlegung des Vertrags ſchriftlich die Entſcheidung des 
Provinzjägermeiſters einzuholen. Ein Einſpruch gegen die Beſtimmungen des Muſterpachtvertrags 
iſt nicht zuläſſig. 

(4) Ort und Zeit der Verpachtung, ſofern fie öffentlich meiſtbietend erfolgen ſoll, find 
mindeſtens zwei Wochen vorher in ortsüblicher Weiſe und durch den Kreisjägermeiſter in dem 
amtlichen Verkündungsblatte des Landesverbandes der preußiſchen Jäger zu veröffentlichen. Die 
Koſten dieſer Anzeige übernimmt bei Abſchluß des Vertrags der Jagdpächter, kommt ein Vertrag 
nicht zuſtande, die Jagdgenoſſenſchaft. Dieſe trägt auch die Koſten für etwaige Anzeigen in den 
Tages⸗ und ſonſtigen Zeitungen. 


8 17. 
Beſondere Beſtimmungen. 

Für die Verpachtung gelten im übrigen folgende Beſtimmungen: 

a) Etwaige Sonderbedingungen bedürfen zu ihrer Rechtswirkſamkeit der ſchriftlichen Ge⸗ 
nehmigung des Kreisjägermeiſters. Sie dürfen keine Beſtimmungen enthalten, die die 
ordnungsmäßige und pflegliche Behandlung der Jagd hindern. 

b) Die Zahl der Pächter darf in Jagdbezirken bis zu 500 ha zwei, für je weitere volle 
500 ha einen weiteren Pächter nicht überſchreiten. 

e) Weiterverpachtungen bedürfen der Zuſtimmung des Verpächters und der Genehmigung 
des Kreisjägermeiſters. i 

d) Die Pachtzeit beträgt: 

in Niederwildrevieren mindeſtens neun Jahre, 

in Hochwildrevieren mindeſtens zwölf Jahre. 
Eine Herabſetzung der Pachtdauer iſt unzuläſſig. In Zweifelsfällen entſcheidet der 
Kreisjägermeiſter, ob es ſich um ein Hochwild⸗ oder Niederwildrevier handelt. Durch 
Vorkommen von Schwarzwild wird ein Revier, das im übrigen nur Niederwild beher⸗ 
bergt, nicht zum Hochwildrevier. 

e) Eine Verpachtung von Jagden an Perſonen, die nicht deutſche Staatsbürger ſind, bedarf 
der Genehmigung des Landesjägermeiſters. 

t) Pächter darf nur fein, wer beveits mindeſtens drei Jahre im Deutſchen Reiche Inhaber 
eines Jahresjagdſcheins geweſen iſt und die Gewähr dafür bietet, daß er die Jagd waid⸗ 
gerecht in gejeg- und ordnungsmäßiger Weiſe ausübt. Er muß ferner den Nachweis 
führen, daß er Mitglied des Landesverbandes der preußiſchen Jäger iſt, oder eine Be⸗ 
ſcheinigung vorlegen, aus der hervorgeht, daß ſeinem Eintritt in dieſen nichts im Wege 
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ſteht. Ausnahmen von den Beſtimmungen des erſten Satzes dieſes Abſatzes kanm der 
Provinzjägermeiſter genehmigen. 


§ 18. 
Art der Verpachtung. 

() Die Verpachtung eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes darf nur vorgenommen werden: 

a) öffentlich meiſtbietend; 

p) mit Zuſtimmung des Kreisjägermeiſters durch Verlängerung eines laufenden Pachtver⸗ 

hältniſſes auf neun oder zwölf Jahre im letzten Drittel der Pachtzeit; 

e) mit Zuſtimmung des Kreisjägermeiſters und der Jagdgenoſſen, denen das Jagdrecht auf 

mehr als der Hälfte des gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes zufteht, freihändig. 

(2) Bei der Verſteigevung ſteht dem Jagdvorſteher die Auswahl unter den drei Beſtbietenden 
frei mit der Beſchränkung, daß ein Abweichen vom Höchſtgebot nur mit Zuſtimmung des Kreis⸗ 
jägermeiſters zuläſſig iſt. Der Jagdvorſteher kann mit Genehmigung des Kreisjägermeiſters auch 
ſämtliche Gebote ablehnen. Als Bieter ſind nur ſolche Perſonen zuzulaſſen, die die Bedingungen 
des § 17 Buchſt. e und kerfüllen und die nicht unter die Beſtimmungen der 88 33 und 34 fallen. 

(3) Das Verfahren bei der Verpachtung von gemeinſchaftlichen Jagdbezirken wird im übrigen 
durch die Ausführungsvorſchriften geregelt. 


8 193 
Verteilung der Einnahmen aus der Jagdnutzung. 

(1) Der Jagdvorſteher erhebt die Pachtgelder und ſonſtige Einnahmen aus der Jagdnutzung 
und verteilt ſie nach Abzug der der Genoſſenſchaft zur Laſt fallenden Ausgaben unter die Jagd⸗ 
genoſſen des Bezirkes nach dem Verhältniſſe des Flächeninhalts der beteiligten Grundſtücke. 

(2) Der Verteilungsplan, welcher eine Berechnung der Einnahmen und Ausgaben enthalten 
muß, iſt zur Einſicht der Jagdgenoſſen zwei Wochen lang öffentlich auszulegen. Ort und Zeit 
der Auslegung ſind vorher vom Jagdvorſteher in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen. 

(3) Gegen den Verteilungsplan iſt binnen zwei Wochen nach Beendigung der Auslegung 
Einſpruch bei dem Jagdvorſteher zuläſſig. f 

(4) Gegen deſſen Beſcheid findet innerhalb zweier Wochen die Klage beim Kreisverwaltungs⸗ 
gericht, in Stadtkreiſen beim Stadtverwaltungsgericht, ſtatt. 

(5) Vorſtehende Beſtimmungen gelten auch beim Anſchluß von Grundflächen an einen Eigen⸗ 
jagdbezirk ($ 13 Abſ. 7, 8 und 9) mit der Maßgabe, daß die zu zahlende Entſchädigung nach Abzug 
der Ausgaben nur unter die Eigentümer der angeſchloſſenen Grundflächen zu verteilen iſt. 

(6) Sind die Erträge der Jagd bisher herkömmlich für gemeinnützige Zwecke verwendet 
worden, kann es hierbei verbleiben; es iſt aber jeder Grundeigentümer befugt, die Auszahlung ſeines 
Anteils binnen Jahresfriſt zu verlangen. 

(7) Die Kaſſengeſchäfte der Jagdgenoſſenſchaft find durch die Gemeindekaſſe zu führen. 


8 20. 
Ausſtellung von Jagderlaubnisſcheinen. 

() Die entgeltliche Ausſtellung von Jagderlaubnisſcheinen und die ſonſtige Beteiligung anderer 
an der Jagd gegen Entgelt gilt als Unterverpachtung. Sie iſt nur zuläſſig mit ſchriftlicher Ge⸗ 
nehmigung des Kreisjägermeiſters. Er darf die Genehmigung nur erteilen, wenn mimdeſtens 
500 ha auf den einzelnen Jagdausübungsberechtigten entfallen. ; 

(2) Die unentgeltliche Ausſtellung von Jagderlaubnisſcheinen und die ſonſtige Beteiligung 
anderer an der Jagd unterliegt der Beſchränkung, daß der Kreisjägermeiſter befugt iſt, die Zahl 
der Jagdgäſte, außer bei Treibjagden, einzuſchränken oder ihre Mitnahme überhaupt zu verbieten, 
wenn glaubhaft nachgewieſen wird, daß infolge der zu großen Zahl der Jagdausübenden der Wild⸗ 
ſtand übermäßig genutzt und die Nachhaltigkeit ſeiner Bewirtſchaftung gefährdet wird. 
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(8) Ohne Begleitung des Jagdausübungsberechtigten darf die Jagd nur ausgeübt werden, 
wenn der Jagdausübende einen ſchriftlichen Erlaubnisſchein des Jagdausübungsberechtigten bei 
ſich führt. 

§ 21. 
Nichtige Pachtverträge. 

(1) Pachtverträge, die gegen die vorſtehenden Vorſchriften verſtoßen, ſind nichtig. Soweit 
es fi) um die Vorſchrift im § 17 Buchſt. a handelt, find nur die nicht genehmigten Sonder⸗ 
bedingungen nichtig. 

(2) Streitigkeiten über die Frage der Nichtigkeit zwiſchen dem Jagdvorſteher und dem Jagd⸗ 
pächter unterliegen der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. Zuſtändig zur Entſcheidung 
iſt in erſter Inſtanz das Kreisverwaltungsgericht, in Stadtkreiſen das Stadtverwaltungsgericht. 
Zu den Verhandlungen iſt der zuſtändige Kreisjägermeiſter oder ſein Beauftragter zuzuziehen. 

(8) Der Kreisjägermeiſter iſt befugt, dem Pächter für die Dauer eines über die Frage der 
Nichtigkeit eingeleiteten Verwaltungsſtreitverfahrens die Ausübung der Jagd zu unterſagen und 
den Schutz und die Nutzung der Jagd durch einen von ihm beſtellten, geprüften und beſtätigten 
Berufsjäger vornehmen zu laſſen. 

(4) Gegen die Unterfagung und die Anordnung der anderweitigen Nutzung der Jagd ſteht 
dem Pächter die Beſchwerde innerhalb zweier Wochen beim Provinzjägermeiſter zu. 


fi § 22. 
Rechte des Jagdpächters bei Bezirks veränderungen. 

(1) Scheidet eine Grundfläche aus einem Jagdbezirk aus, auf dem die Jagd verpachtet iſt, 
ſo wird die Anderung gegenüber dem Pächter erſt mit Ablauf des laufenden Pachtjahrs wirkſam. 
Der Pachtzins ermäßigt ſich entſprechend der Größe der Fläche. 

(2) Tritt eine Grundfläche einem Jagdbezirke hinzu, auf dem die Jagd verpachtet iſt, dann 
erhöht ſich der Pachtzins entſprechend. f 2 

(8) Der Pächter kann von dem Pachtvertvage zum Ablauf des laufenden Pachtjahrs zurück⸗ 
treten, wenn der Jagdbezirk um mehr als ein Fünftel größer oder kleiner geworden iſt. 


§ 23. 
Kündigung. 
() Jagdpachtverträge können vom Verpächter vor Ablauf der Pachtzeit gekündigt werden: 
A. friſtlos, wenn 5 
a) der Pächter oder ein Mitpächter wegen Jagdvergehens rechtskräftig verurteilt wird, 
b) der Pächter oder ein Mitpächter wiederholt oder gröblich geſetzlichen oder vertrag⸗ 
lichen Beſtimmungen über die Ausübung der Jagd zuwiderhandelt, 
c) der Pächter oder ein Mitpächter mit der Bezahlung des Pachtzinſes nach vorheriger 
Zahlungsaufforderung länger als drei Monate im Verzug iſt; 

B. für den Schluß des laufenden Pachtjahrs, wenn der Pächter mit der ihm nach dem Ver⸗ 
trag obliegenden Bezahlung eines vechtskräftig feſtgeſtellten Wildſchadensbetrags länger als 
drei Monate im Verzug iſt. i 

(2) Im Falle des Konkurſes finden die 88 19 bis 22 der Konkursordnung Anwendung. 

(3) Jagdpachtverträge, an denen mehrere Pächter beteiligt find, können nach Abj. 1 allen 

Pächtern gegenüber gekündigt werden, wenn die Kündigung aus Abſ. 1 A c oder B erfolgt. In den 

Fällen des Abſ. 1 A a und b kann eine Kündigung an alle Pächter nur dann erfolgen, wenn dieſe 

ihre ausdrückliche ſchriftliche Zuſtimmung mit dem Ausſchluſſe des frevelnden Pächters innerhalb 

einer Friſt von zwei Wochen nach Aufforderung an den Kreisjägermeiſter nicht eingereicht haben. 

Der Ausſchluß erfolgt durch Verfügung des Kreisjägermeiſters; gegen dieſe iſt innerhalb zweier 

Wochen die Beſchwerde an den Provinzjägermeiſter zuläſſig a 
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(4) Wird ein Jagdpachtvertrag nach Abſ. 1 Buchſt. A dem alleinigen Pächter gegenüber 
friſtlos gekündigt, ſo iſt dieſer verpflichtet, den Pachtzins für den Reſt des laufenden Pachtjahrs 
zu entrichten und dem Verpächter einen etwaigen Pachtzinsausfall für den Reſt der Pachtzeit, ferner 
die Koſten der Neuverpachtung zu erſtatten. Wird die Kündigung auf Grund des Abſ. 2 auch gegen 
die Mitpächter wirkſam, ſo haften dieſe als Geſamtſchuldner. 


§ 24. 
Erlöſchen des Pachtvertrags. 
(1) Der Jagdpachtvertrag erliſcht, wenn ein Pächter aus dem Landesverbande preußiſcher Jäger 
ausgeſchloſſen oder ihm der Jagdſchein entzogen wird. 
(2) Die Vorſchriften des 8 23 Abſ. 3 Satz 2 und Abi. 4 gelten ſinngemäß. 


§ 25. 
Tod des Jagdpächters. 

() Im Falle des Todes des Pächters findet die Vorſchrift des S 569 BGB. mit der Maß⸗ 
gabe Anwendung, daß die Erben den Vertrag gemäß § 17 Buchſt. e und k fortſetzen können. 
Überſteigt die Zahl der Erben die zuläſſige Pächterhöchſtzahl S 17 Buchſt. b), ſo dürfen nur 
ſo viel Erben die Rechte aus dem Vertrage wahrnehmen, wie Pächter zuläſſig ſind. Die Be⸗ 
rechtigten ſind dem Kreisjägermeiſter unverzüglich namhaft zu machen. 

(2) Beim Tode eines von mehreren Mitpächtern bleibt der Pachtvertrag mit den übrigen 
Pächtern beſtehen. Hinſichtlich des Rechtes der Erben zum Eintritt in den Vertrag gilt Abſ. 1 
entſprechend. 

(3) Mit Zuſtimmung des Verpächters und des Kreisjägermeiſters können die Erben die 
Ausübung der ihnen aus dem Jagdpachtvertrage zuſtehenden Befugniſſe auf einen Dritten über⸗ 
tragen, der die Bedingungen des 8 17 Buchſt. e und k erfüllt. 


§ 26. 
Verpachtung von Eigen jagdbezirken. 

Die Beſtimmungen dieſes Abſchnitts gelten ſinngemäß für Eigenjagdbezirke und für Staats⸗ 
jagden mit der Maßgabe, daß bei Staatsjagden die dem Kreisjägermeiſter zugelegten Befugniſſe 
der Oberforſtmeiſter für den in Frage kommenden Regierungsbezirk wahrnimmt, deſſen Ent⸗ 
ſcheidung endgültig iſt. 


V. Abſchnitt. 


Jagdſcheine. 
8 27. : 
Allgemeines. 
) Wer die Jagd ausübt, muß einen auf ſeinen Namen lautenden, mit Lichtbild verſehenen 
Jagdſchein mit ſich führen. 
(2) Zuſtändig für die Erteilung des Jagdſcheins iſt der Landrat des Kreiſes, in Stadtkreiſen 
die Ortspolizeibehörde des Ortes, in welchem der Antragſteller ſeinen ſtändigen Wohnſitz hat. 
(3) Das Geſuch um Erteilung eines Jahresjagdſcheins iſt ſchriftlich dem zuſtändigen Kreis⸗ 
jägermeiſter zur Prüfung einzureichen. Dem Geſuche ſind beizufügen: 
a) ein ſchriftlicher Nachweis (Beſtätigung), daß der Antragſteller in ausreichender Höhe 
gegen Jagdhaftpflicht verſichert iſt; als ausreichend gilt die Deckungsſumme von 
150 000 %% für Perſonenſchäden, von 15000 %% für Sachſchäden; 
p) die Mitgliedskarte des Landesverbandes der preußiſchen Jäger oder eine Beſcheinigung, 
aus der hervorgeht, daß dem Eintritt in dieſen nichts im Wege ſteht; 
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e) Nummer und Ausſtellungsbehörde des zuletzt erteilten Jahresjagdſcheins oder Zeugnis 
des jagdlichen Prüfungsausſchuſſes ($ 32); 

d) ein Paßlichtbild. 

(4) Der Kreisjägermeiſter hat das Geſuch mit einem Prüfungsvermerk an die zuſtändige 
Behörde weiterzureichen. Erhebt er gegen die Erteilung des Jagdſcheins Einſpruch, der ſachlich 
zu begründen iſt, ſo muß der Jagdſchein verſagt werden. Gegen den Einſpruch ſteht dem Antrag⸗ 
ſteller Beſchwerde beim Provinzjägermeiſter mit einer Friſt von zwei Wochen zu. 

(5) Wer, ohne Inhaber eines Jahresjagdſcheins zu fein, die Jagd nur mit dem Falken (Beize) 
ausüben will, muß einen auf ſeinen Namen lautenden, mit Lichtbild verſehenen Falknerjagdſchein 
mit ſich führen. 

(6) Dem Geſuch um Erteilung eines Falknerjagdſcheins iſt eine Beſcheinigung des Deut⸗ 
ſchen Falkenordens beizufügen, aus der hervorgeht, daß der Geſuchſteller Mitglied des Deutſchen 
Falkenordens ift, und daß gegen die Erteilung des Falknerjagdſcheins keine Bedenken beſtehen. 

(7) Perſonen, die weder deutſche Staatsbürger find, noch in Deutſchland einen ſtändigen 
Wohnſitz haben, kann der Jagdſchein nur mit ſchriftlicher Zuſtimmung des Provinzjägermeiſters 
erteilt werden. Die Erteilung erfolgt durch die für den Aufenthaltsort des Antragſtellers zu⸗ 
ſtändige Behörde. 

(8) Eines Jagoſcheins bedarf es nicht: 

a) zum Sammeln von Möweneiern; 

p) zu Treiber-, Träger⸗ und ähnlichen bei der Jagdausübung geleiſteten Hilfsdienſten, 

ausgenommen das Stellen von Fallen zum Fang von Raubwild und Raubzeug; 

e) zur Ausübung der Jagd nach § 42 Abſ. 7, § 58 Abſ. 3 und § 59 Abſ. 2 und 3 und des 

Jagdſchutzes mit ſchriftlicher Ermächtigung des zuſtändigen Kreisjägermeiſters. 


8 28. 
Arten der Jagdſcheine. 

Die Jagdſcheine werden ausgeſtellt: 
a) als Jahresjagdſchein für ein ganzes Jagdjahr (1. April bis 31. März); 
b) als Jahresjagdſchein für Jugendliche für ein ganzes Jagdjahr (1. April bis 31. März) 

— ſiehe § 33 Abſ. 1 a und 2 —; 
e) als Tagesjagdſchein für fünf aufeinanderfolgende Tage; 
d) als Falknerjahresjagdſchein für ein ganzes Jagdjahr (1. April bis 31. März). 


8 29. 
Koſten der Jagdſcheine. 

(1) Für den Jahresjagdſchein iſt eine Abgabe von 30 RM, für den Tagesjagdſchein eine 
ſolche von 3 AM zu entrichten. Perſonen, die nicht deutſche Staatsbürger find, haben für den 
Jahresjagdſchein eine Abgabe von 100 AM, für den Tagesjagdſchein eine ſolche von 20 N. l 
zu entrichten. Ausnahmen ſind mit Genehmigung des Landesjägermeiſters zuläſſig. 

(2) Für den Falknerjahresjagdſchein iſt eine Abgabe von 4 AM zu entrichten. 

(3) Neben den Jagdſcheinabgaben werden die Gebühren nach der Verwaltungsgebühren⸗ 
ordnung vom 30. Dezember 1926 (Geſetzſamml. S. 327) in der Faſſung der Verordnung vom 
23. Oktober 1929 (Geſetzſamml. S. 181) erhoben. 

(4) Die Jagdſcheinabgabe iſt bei Tages⸗, Falkner⸗ und Ausländerjagdſcheinen ganz, bei den 
übrigen Jahresjagdſcheinen zur Hälfte an die Kreiskommunalkaſſe, in Stadtkreiſen an die 
Gemeindekaſſe abzuführen. Die andere bei Jahresjagdſcheinen aufkommende Hälfte iſt zu einem 
Drittel an die Staatskaſſe zur Verfügung des Landesjägermeiſters und zu zwei Dritteln an den 
Landesverband der preußiſchen Jäger in Berlin abzuführen. 

(6) Die Lifte der ausgeſtellten Jagdſcheine iſt dem Kreisjägermeiſter auf deſſen Verlangen 
jederzeit vorzuzeigen. Sie iſt in den amtlichen Kreisblättern zu veröffentlichen. 
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8 30. 
Geltungsbereich der Jagdſcheine. 
() Der Jagdſchein gilt für den ganzen Umfang des Landes Preußen. 
(2) Der Tagesjagdſchein berechtigt nicht zur Ausübung der Jagd auf Schalenwild mit Aus⸗ 
nahme des Schwarzwildes. 


§ 31. 
Unentgeltliche Jagdſcheine. 

(4) Von der Entrichtung der Jagdſcheinabgabe find befreit: 

a) die auf Grund des Forſtdiebſtahlgeſetzes vom 15. April 1878 (Geſetzſamml. S. 222) 
beeidigten und diejenigen Perſonen, die ſich in der für den Staatsforſtdienſt vor⸗ 
geſchriebenen Ausbildung befinden; ’ 

p) Berufsjäger nach Ablegung der Hilfsjägerprüfung; 

e) die Provinz⸗ und Kreisjägermeiſter. 


a (2) Unentgeltlich erteilte Jagdſcheine können mit einer Gültigkeitsdauer auch für mehrere 
Jahre erteilt werden; ſie berechtigen den Inhaber zur Ausübung der Jagd auch außerhalb ſeines 
Dienſtbezirkes als Jagdgaſt. Der unentgeltlich erteilte Jagdſchein genügt nicht, um die Jagd 
auf eigenem oder gepachtetem Grund und Boden auszuüben. aß 


§ 32. 
: Jagdliche Prüfung. 

() Die Ausſtellung des erſten Jahresjagdſcheins tft von der erfolgreichen Ablegung einer 
Prüfung vor dem vom Kreisjägermeiſter eingeſetzten Prüfungsausſchuß abhängig. Über das Er⸗ 
gebnis iſt ein Zeugnis zu erteilen. 

(2) Die Prüfung ſoll feſtſtellen, daß der Antragſteller die erforderliche Übung in der Hand⸗ 
habung von Jagdwaffen beſitzt, die wichtigſten Jagdregeln beherrſcht und die jagdlich wichtigen 
Tierarten der einheimiſchen Tierwelt bennt. Die Prüfung wird im übrigen durch eine Prüfungs⸗ 
ordnung des Landesjägermeiſters geregelt. ü eee 

(3) Bei denjenigen Perſonen, die ſich in der vorgeſchriebenen Ausbildung für den Staats⸗ 
forſtdienſt befinden, ſowie bei Berufsjägern, welche die Hilfsjägerprüfung beſtanden haben, tritt 
an Stelle des Prüfungszeugniſſes das Zeugnis des Lehrherrn, daß gegen die jagdliche Zuverläſſig⸗ 
keit keine Bedenken beſtehen. 

8 33. 
Verſagung des Jagdſcheins. 
(1) Der Jagdſchein kann verſagt werden: 
a) Perſonen unter 20 Jahren, jedoch ſoll ein Jahresjagdſchein für Jugendliche 
Studierenden der forſtlichen Hochſchulen auf Antrag des Rektors, 
Forſt⸗ und Jägerlehrlingen auf Antrag des anerkannten Lehrherrn, 
Forſtgehilfen auf Antrag des Revierverwalters 
erteilt werden; ö 5 
b) Perſonen, die in den letzten fünf Jahren wegen Forſt⸗ oder Felddiebſtahls oder wegen 
Zuwiderhandlung gegen jagdpolizeiliche oder zum Schutze von Tierarten erlaſſene Vor⸗ 
ſchriften beſtraft worden ſind. 

(2) Perſonen unter 20 Jahren, die nicht zu dem unter Abſ. 1 2 aufgeführten Perſonenkreiſe 
gehören, kann mit Genehmigung des Kreisjägermeiſters ein Jahresjagdſchein für Jugendliche aus⸗ 
gehändigt werden. Die Abgaben und Gebühren für dieſen Jagdſchein können durch Beſtimmung 
des Miniſterpräſidenten, der dieſe Befugnis auf eine andere Stelle übertragen kann, auf die Hälfte 
ermäßigt werden. Der Jagdſchein berechtigt nur zur Ausübung der Jagd in Begleitung des 
Erziehungsberechtigten oder einer von dieſem ſchriftlich beauftragten Aufſichtsperſon und nicht 
zur Teilnahme an Geſellſchaftsjſagden. Der Nachweis der Haftpflichtverficherung iſt zu fordern. 
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8 34. 
Unguläffigteit der Jagdſcheinerteilung. 

Der Jagdſchein muß verſagt werden: 

a) Perſonen, von denen nach ihrem bisherigen Verhalten eine unvorſichtige Führung der 
Schußwaffe oder eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zu beſorgen iſt; 

b) Perſonen, die wegen körperlicher oder geiſtiger Mängel zur ſicheren Führung eines 
Jagdgewehrs unfähig ſind; 

e) Perſonen, welche entmündigt ſind; 

d) Perſonen, denen die Eignung zur Führung eines Jagdſcheins vom Landesverband der 
preußiſchen Jäger durch ein ehrengerichtliches Verfahren entzogen worden iſt; 

e) Perſonen, die unter Polizeiaufſicht ſtehen, ſich nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehren⸗ 
vechte befinden oder zu Zuchthausſtrafe rechtskräftig verurteilt ſind, wenn ſeit Verbüßung 
oder Erlaß der Strafe oder ſeit dem Zeitpunkte, bis zu welchem die Polizeiaufſicht oder 
der Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte gedauert hat, noch nicht zehn Jahre ver⸗ 
floſſen ſind; 

t) Perſonen, die in den letzten fünf Jahren 

1. wegen Diebſtahls, Unterſchlagung, Hehlerei oder Betrugs oder 

2. wegen Zuwiderhandlung gegen 88 117 bis 119 oder 292 bis 294 des Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuchs mit Gefängnis beſtraft ſind. Iſt nur auf Geldſtrafe erkannt, ſo kann 
der Jagdſchein verſagt werden; 

g) Perſonen, die in den letzten drei Jahren wegen Fälſchung oder Mißbrauchs eines Jagd⸗ 
ſcheins oder Jagderlaubnisſcheins beſtraft worden ſind; 

h) Perſonen, die in den letzten drei Jahren mehr als einmal im eigennütziger Welfe die vor⸗ 
geſchriebenen Abſchußziffern an Schalenwild überſchritten haben; 

i) Perſonen, die in den letzten drei Jahren mehr als einmal in ihrem Reviere krank⸗ 
geſchoſſenes, in das Nachbarrevier übergewechſeltes Schalenwild nicht in der vor⸗ 
geſchriebenen Friſt gemeldet haben; 

k) Perſonen, die nachweislich in den gemäß § 42 Abſ. 5 zu führenden Abſchußliſten in ge⸗ 
winnſüchtiger oder eigennütziger Weile unwahre Angaben gemacht haben. 


§ 35. 
Entziehung des Jagdſcheins. 

Wenn Tatſachen, welche die Verſagung des Jagdſcheins vechtfertigen, erſt mach Erteilung des 
Jagdſcheins eintreten oder den maßgeblichen Stellen bekannt werden, ſo iſt die Stelle, die den Jagd⸗ 
ſchein erteilt hat, im den Fällen des 8 34 verpflichtet und in den Fällen des § 33 berechtigt, ihn für 
ungültig zu erklären und einzuziehen. Ein Anſpruch auf Rückerſtattung der Jagdſcheinabgabe und 
Gebühren beſteht nicht. 


VI. Abſchnitt. 
Jagdausübung in Feſtungswerken. 
8 36. 
Allgemeines. n 
() In allen Feſtungswerken iſt allein die Militärverwaltung befugt, die Jagd durch 
beſonders dazu ermächtigte Perſonen ausüben zu laſſen. In Feſtungswerken mit weniger als 5 ha 
Flächenraum ſoll die Jagd auf Haarwild jedoch im allgemeinen nicht ausgeübt werden. Die 
Jagd auf Flugwild muß in derartigen Feſtungswerken ruhen. i 10 0 
(2) Um Munitionslager und ähnliche Einrichtungen kann die Militärverwaltung auf ihre 
Koften in angemeſſenem Umfange Gebiete bilden und bezeichnen, innerhalb deren die Jagd nicht 
ausgeübt werden darf. f tte f . 
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(8) Die Abgrenzung erfolgt gemeinſchaftlich durch die zuſtändige Militärbehörde, den Kreis⸗ 
jägermeiſter und einen Vertreter des beteiligten Jagdberechtigten. 


8 37. 
Kontrolle. 
Wer die Jagd innerhalb abgeſteckter Feſtungsrayons (SS 8, 21 des Reichsrayongeſetzes vom 
21. Dezember 1871 — Reichsgeſetzbl. S. 459 — oder innerhalb ſolcher Gebiete, in denen das Grund⸗ 
eigentum auf Grund wehrgeſetzlicher Beſtimmungen in der Benutzung beſchränkt iſt, ausüben 
will, muß vorher ſeinen Jagdſchein von der zuſtändigen Feſtungskommandantur oder der mit 
den Aufgaben einer ſolchen beauftragten Militärbehörde mit einem Sichtvermerke verſehen laſſen, 


deſſen Erteilung im Ermeſſen des Befehlshabers ſteht und im Intereſſe der Landesverteidigung 
jederzeit widerruflich iſt. 


VII. Abſchnitt. 


Jagd⸗ und Schonzeiten. 
§ 38. 
Jagdzeiten. 

() Die Jagd darf ausgeübt werden auf: 

a) männliches Elchwild vom 1. September bis 30. September; 

b) weibliches Elchwild und Elchkälber vom 1. Oktober bis 31. Oktober; 

e) männliches Rotwild vom 16. Auguſt bis 31. Dezember; 

d) männliches Damwild vom 1. September bis 31. Dezember; 

e) weibliches Rotwild, weibliches Damwild ſowie Kälber beiderlei Geſchlechts vom 16. Ok⸗ 

tober bis 31. Januar; 
f) Rehböcke vom 1. Juni bis 15. Oktober; 

8) weibliches Rehwild und weibliche Rehkälber vom 16. Oktober bis 31. Dezember; 

h) männliches Muffelwild vom 16. Auguſt bis 31. Dezember; 

i) weibliches Muffelwild und Muffelwildlämmer vom 16. Oktober bis 31. Januar; 

k) Dachſe vom 1. September bis 31. Dezember; 

) Haſen vom 1. Oktober bis 15. Januar; 

m) Edelmarder vom 1. Dezember bis 31. Januar; 

n) Robben vom 16. Juli bis Ende Februar; 

o) Auer⸗, Birk⸗ und Großtrappenhähne vom 1. April bis 15. Mai; 

p) Haſelwild vom 1. September bis 30. November; 

q) Faſanen vom 1. Oktober bis 15. Januar, i 
jedoch können Faſanenhähne vom 16. Januar bis 15. April mit beſonderer Er⸗ 
laubnis des Kreisjägermeiſters erlegt werden; 

r) Rebhühner vom 1. September bis 30. November, 
der Provinzjägermeiſter kann den Beginn der Jagdzeit für Rebhühner um 
höchſtens zehn Tage vorverlegen, wenn der Fortſchritt der Ernte und die Rückſicht 
auf die Jagdpflege dies bedingt; 

s) wilde Enten mit Ausnahme der Eider⸗ und Kolbenente vom 16. Juli bis 31. Dezember; 
der Landesjägermeiſter kann bei mildem Verlaufe des Winters auf Antrag des 
Provinzjägermeiſters auch für Landesteile die Jagdzeit bis zum 31. Januar ver⸗ 
längern; 0 „„ ur, 

t) Wildgänſe mit Ausnahme der Brandgänſe vom 16. Juli bis Ende Februar; 

u) Waldſchnepfen vom 1. September bis 15. April; i 
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) alle anderen Schnepfenarten und Brachvögel vom 16. Juli bis 15. April‘ 
W) Ringeltauben vom 1. Auguſt bis 15. April; 
x) Fiſchadler, Buſſarde und Möwen vom 2. Oktober bis Ende Februar. 


(2) Jagdbare Tiere, für die eine Jagdzeit nicht feſtgeſetzt iſt, ſind unbeſchadet der Beſtim⸗ 
mungen des § 39 während des ganzen Jahres mit der Jagd zu verſchonen. 


(3) Die in Vorſtehendem als Anfangs⸗ und Endtermine der Jagdzeiten bezeichneten Tage 
gehören zur Jagdzeit. Beim Elch⸗, Rot⸗, Dam-, Muffel⸗ und Rehwild gilt das Jungwild als Kalb 
bis einſchließlich zum letzten auf die Geburt folgenden Februartag. 


(4) Vorſtehende Vorſchriften der Jagdzeiten gelten auch für das Fangen und Erlegen von 
Wild in eingefriedigten Wildgärten, jedoch kann der Miniſterpräſident für dieſe und für Gatter⸗ 
reviere in beſonderen Fällen Ausnahmen zulaſſen. 


5 39. 
Tiere ohne Schonzeit. 
(1) Von den im § 1 genannten jagdbaren Tieren genießen keine Schonzeit: 
a) wilde Kaninchen; 
b) Schwarzwild, Füchſe, Steinmarder und Iltiſſe, jedoch dürfen führende weibliche Stücke 
dieſer Wildarten in der Zeit vom 16. März bis 15. September nicht erlegt werden. 

(2) Es dürfen ferner das ganze Jahr hindurch erlegt werden: 

Bläßhuhn, Rohrweihe, Sperber, Hühnerhabicht, Fiſchreiher, Säger und Hauben- 

taucher. 


8 40. 
Ausnehmen von Eiern. 


() Mödweneier dürfen nur bis zum 15. Mai einſchließlich geſammelt werden. Dieſer Termin 
kann vom Kreisjägermeiſter bis zum 1. Juni einſchließlich verlängert werden. Das Sammeln der 
Mödweneier darf von anderen Perſonen als dem Jagdausübungsberechtigten nur in deſſen Be⸗ 
gleitung oder mit ſeiner ſchriftlichen und von der Ortspolizeibehörde beglaubigten Erlaubnis, die 
der Sammelnde bei ſich zu führen hat, vorgenommen werden. 


(2) Zum Ausnehmen von Eiern, die zu wiſſenſchaftlichen oder zu Lehrzwecken benutzt werden 
ſollen, bedarf es der Genehmigung des Kreisjägermeiſters. 


8 41. 
Schutzgebiete. 


(1) Zur Erhaltung und Hege des Elchwildes iſt in der Provinz Oſtpreußen ein Elchſchutz⸗ 
gebiet gebildet. Es umfaßt das Forſt⸗ und Domänengrundeigentum des Preußiſchen Staates in 
den Kreiſen Labiau und Niederung längs des Oſtrandes des Kuriſchen Haffs, beſtehend aus den 
Oberförſtereien Ibenhorſt, Tawellningken und Pfeil und dem Moosbruchgebiete der Preußiſchen 
Domänenverwaltung, mit Ausnahme der Förſtereien Lucknojen und Permauern der Oberförſterei 
Pfeil. In dieſem Gebiete regelt der Miniſterpräſident die Hege und den Abſchuß des Elchwildes. 


(2) Für die übrigen Teile Oſtpreußens kann die Abſchußregelung dem Provinzjägermeiſter 
übertragen werden, der alsdann beſondere Beſtimmungen für die Durchführung zu erlaſſen hat. 
Der Provinzjägermeiſter hat alljährlich über den vorhandenen Beſtand an Elchwild bei gleich⸗ 
zeitiger Vorlage eines Abſchußvorſchlags dem Miniſterpräſidenten Bericht zu erſtatten. ; 

(e) Im Gebiet der Nordjee, ſoweit fie an die ſchleswig⸗holſteiniſche Küſte angrenzt, werden 
zum Schutze und zur Erhaltung der Robben folgende Gebiete als Schutzgebiete beſtimmt: 
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a) in dem Raume von der Elbmündung bis Büſum die Inſeln Triſchen (Buſchſand) und 
Helmſand; 
b) in dem Raume von Büſum bis Huſum die Inſel Blauort; 
e) in dem Raume von Büſum bis zur Höhe von Fahretoft die Inſeln Südfall, Süderoog, 
Hamburger Hallig, Hooge, Seeſtrand, Appelland, Habel; 
d) in dem Raume von Fahretoft bis zur däniſchen Grenze die Inſel Föhr. 
Das Schutzgebiet erſtreckt ſich in einem Umkveiſe von 100 m ſeewärts der genannten Inſeln bis 
zum Punkte der normalen Fluthöhe. In dieſen Gebieten iſt der Abſchuß und Fang von Robben 
aller Art unterſagt. 


8 42. 

Regelung des Abſchuſſes. 

(1) Der Abſchuß iſt fo zu regeln, daß die berechtigten Anſprüche der Land⸗ und Forſtwirt⸗ 
ſchaft auf Schutz gegen Wildſchaden getwahrt bleiben. Innerhalb der hierdurch gebotenen Grenzen 
ſoll ein in feinen einzelnen Stücken geſunder Wildſtand aller bei uns heimischen Arten auch für 
kommende Geſchlechter erhalten bleiben. 

(2) In ſämtlichen Revieren außer den im Abſ. 8 genannten darf der Abſchuß von Schalen⸗ 
wild (außer Schwarzwild) nur auf Grund und im Rahmen eines vom Kreisjägermeiſter ge⸗ 
nehmigten Abſchußplans ſtattfinden. Der Abſchußplan iſt alle drei Jahre zahlenmäßig, getrennt 
nach Wildart und Geſchlecht, feſtzuſetzen. Die Jagdausübungsberechtigten ſind verpflichtet, bei 
verpachteten Eigenjagdbezirken durch die Hand des Eigenjagdbeſitzers, in gemeinſchaftlichen Jagd⸗ 
bezirken durch die Hand des Jagdvorſtehers, dem Kreisjägermeiſter unaufgefordert bis ſpäteſtens 
31. März des Jahres, erſtmalig 1934 nach vorgeſchriebenem Muſter einen Abſchußplan zur Ge⸗ 
nehmigung vorzulegen. Wind trotz Aufforderung ein Abſchußplan nicht eingereicht, jo kann ihn 
der Kreisjägermeiſter von ſich aus nach Anhörung ortskundiger, land⸗ und forſtwirtſchaftlicher 
Sachverſtändiger ſelbſtändig feſtſetzen. Gegen die Entſcheidung des Kreisjägermeiſters ſteht den 
Beteiligten innerhalb einer Friſt von zwei Wochen Beſchwerde beim Provinzjägermeiſter zu. 
Der Abſchußplan erliſcht mit Ablauf der Pachtperiode. Für die neue Pachtperiode iſt ein Abſchuß⸗ 
plan dem Kreisjägermeiſter jo zeitig einzureichen, daß der genehmigte Abſchuß zum Verpachtungs⸗ 
termin feſtſteht. 

(8) Die vorgeſchriebenen Abſchußziffern ſollen tunlichſt erfüllt, dürfen aber ohne Genehmi⸗ 
gung des Kreisjägermeiſters nicht überſchritten werden. Vor Genehmigung oder Feſtlegung des 
Abſchußplans darf ein Abſchuß nicht stattfinden. 

(4) Der Landesjägermeiſter kann anordnen, daß eine Feſtſetzung des Abſchuſſes auch für 
folgende Wildarten vorgenommen werden muß: 

Auerwild, Birtwild, Haſelwild und Großtrappen. 
Die Anordnung kann auch für einzelne Landesteile erfolgen. 

(5) Jeder Jagdausübungsbevechtigte iſt verpflichtet, wach vorgeſchriebenem Muſter über den 
Abſchuß derjenigen Wildarten, der gemäß Ab. 2 und 4 geregelt iſt, eine Abſchußliſte zu führen 
und den Abſchuß eines Stückes Schalenwild innerhalb dreier Tage der Ortspolizeibehörde 
anzuzeigen. Dem Kreisjägermeiſter find. auf Verlangen jederzeit die Liſten und Anmeldebelege vor⸗ 
zulegen. Bei der Einreichung des neuen Abſchußplans find die Abſchußliſten der bovangegangenen 

drei Jahre ſtets mit vorzulegen. Die Richtigkeit der Angaben tft durch eigenhändige Unterſchrift 
zu beſcheinigen. f 
(0) Der Landesjägermeiſter kann anordnen, daß für beſtimmte Wildarten, deven Beſtand 
bedroht erſcheint, in gewiſſen Bezirken eine mehrjährige völlige Schonzeit eintritt. Der Kreisjäger⸗ 
meiſter iſt berechtigt, auf Antrag einzelne Jagdausübungsberechtigte von der Erfüllung des Ab⸗ 
ſchußplans zu entbinden, wenn dies im Hinblick auf die Erhaltung eines angemeſſenen Wildſtandes 
mit Rückſicht auf auftretende Wildſeuchen oder Naturkataſtrophen, beſonders Überſchwemmungen, 
notwendig geworden iſt. e | NE 1 un 
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(7) Tritt dadurch, daß ein oder mehrere Jagdausübungsberechtigte den vorgeſchriebenen 
Abſchußplan nicht erfüllt haben, im gemeinſchaftlichen Jagdbezirken oder benachbarten Eigen⸗ 
jagdbezirken erheblicher, das übliche Maß überſchreitender Wildſchaden ein, fo iſt der Kreis⸗ 
jägermeiſter berechtigt, in den Revieren, in denen der Abſchußplan nicht erfüllt iſt, den Ab⸗ 
ſchuß durch einen gemäß § 58 Abf. 3 beſtellten Jäger vornehmen zu laſſen, wenn inner⸗ 
halb einer Friſt von zwei Wochen nach Aufforderung durch den Kreisjägermeiſter nicht 
eine von dieſen aufzugebende Zahl vom Stücken der betreffenden Wildart abgeſchoſſem iſt. 
Der Kreisjägermeiſter iſt in dieſem Falle berechtigt, den Abſchuß einzelner, nach Zahl, Art und 
Geſchlecht bezeichneter Stücke auch während der geſetzlichen Schonzeit anzuordnen. Die abge⸗ 
ſchoſſenen Stücke ſind auf den vorgeſchriebenen Abſchußplan anzurechnen. Das von dem beſtellten 
Jäger erlegte Wild iſt gegen angemeſſenes Schußgeld dem Jagdausübungsberechtigten, der die 
Koſten des Unterhalts des Jägers tragen muß, zur beliebigen Verwertung zu überlaſſen. 

(s) Auf Wild⸗ und Tiergärten, die nicht größer als 1000 ha und ſo umfriedet ſind, daß ein 
Auswechſeln oder ein Einſprung von Wild unter gewöhnlichen Umſtänden nicht möglich iſt, finden 
die Vorſchriften der Abſ. 2 bis 7 keine Anwendung. 

(9) Für die Staatsforſten ſetzt der Oberforſtmeiſter den Abſchußplan feſt. 


§ 43. 
Anzeigepflicht von krankgeſchoſſenem Schalenwild. 

Wer die Jagd ausübt, iſt verpflichtet, das Überwechſeln kvankgeſchoſſenen Schalenwildes, 
auch Schwarzwildes, auf einen benachbarten Jagdbezirk unverzüglich dem Jagdausübungsberech⸗ 
tigten dieſes Bezirkes oder deſſen Stellvertreter zu melden. Für die Nachſuche hat der Schütze 
ſich ſelbſt oder eine mit den Vorgängen vertraute Perſon zur Verfügung zu ſtellen. 


§ 44. 
5 Wildfolge. 

(1) Die Verfolgung krankgeſchoſſenen Schalenwildes auf fremdem Grund und Boden ($ 43) 

iſt nur auf Grund beſonderer ſchriftlicher Vereinbarung zuläſſig. 

(2) Iſt Wildfolge vereinbart, jo gelten im Zweifel folgende Vorſchriften: 

a) Wird ein Stück Schalenwild krankgeſchoſſen und wechſelt über die Grenze, verendet aber 
in Sichtweite, ſo iſt der Erleger berechtigt, ohne vorherige Benachrichtigung des benach⸗ 
barten Jagdausübungsberechtigten oder deſſen Vertreters (Beauftragten) das Stück an 
Ort und Stelle aufzubrechen und zu verſorgen. Die Fortſchaffung des Stückes iſt nicht 
zuläſſig. Die Benachrichtigung hat unverzüglich zu erfolgen. Unbeſchadet einer ander⸗ 
weitigen Vereinbarung gehört der Kopſſchmuck dem Erleger und das Wildpret dem an 
dem Fundort Jagdausübungsberechtigten. Eine Schußwaffe darf beim Überſchveiten der 
Grenze nicht mitgeführt werden. N 

b) Wechſelt ein krankgeſchoſſenes Stück Schalenwild über die Grenze, ohne in Sichtweite 
zu verenden, ſo iſt der Anſchuß und die Stelle des Überwechſelns zu verbrechen, im übrigen 
aber gemäß 8 43 zu verfahren. Kommt das Stück auf der Nachſuche zur Strecke, ſo gelten 
die Beſtimmungen des Abſ. 2 a. Wird die Nachſuiche aufgegeben, fo hat der Schütze 
keinerlei Anrecht mehr. Wird die Nachſuche wegen Dunkelheit abgebrochen, aber am 
nächſten Morgen unverzüglich wieder aufgenommen, ſo gilt ſie nicht als aufgegeben. 

e) Die Wildfolge in den Staatsforſten iſt beſonders geregelt. 


8 45. | 
Sicherung des Niederwildbeſtandes. 


r 00 Eine zahlenmäßige Beſchränkung des Abſchuſſes an Niederwild findet nicht ſtatt. Ergibt 
ſich, daß durch einen Jagdpächter beſonders in den letzten Jahren der Pacht eine übermäßige 
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Nutzung des Wildſtandes vorgenommen wird, ſo iſt der Jagdvorſteher verpflichtet, unter Angabe 
der Beweistatſachen Einſpruch gegen die Art der Jagdausübung beim Kreisjägermeiſter zu erheben. 
Der Kreisjägermeiſter kann für das betreffende Revier den Abſchuß ganz oder teilweiſe ſperren. 
Ein Entſchädigungsanſpruch ſteht dem Jagdausübungsberechtigten nicht zu. Bei übermäßiger 
Nutzung des Wildſtandes iſt auch Sperrung des Abſchuſſes für Eigenjagden durch den Kreisjäger⸗ 
meiſter zuläſſig. 

(2) Gegen die Entſcheidung des Kreisjägermeiſters ſteht den Beteiligten innerhalb einer Friſt 
von zwei Wochen die Beſchwerde beim Provinzjägermeiſter gu. 


S 46. 
Wildfutterung. 
(1) Jeder Jagdausübungsberechtigte iſt verpflichtet, in der Notzeit für angemeſſene Wild⸗ 
futterung zu ſorgen. 
(2) Wird feſtg⸗ſtellt, daß infolge ſchuldhafter Säumnis des zur Fürſorge Verpflichteten Wild 
in Not gerät, ſo kann der Kreisjägermeiſter den Abſchuß an Schalenwild herabſetzen und den 
Abſchuß an Niederwild für eine beſtimmte Zeit ſperren. § 45 Abſ. 2 findet Anwendung. 


8 47. 
Wildſeuchen. 

Beim Auftreten von Wildſeuchen oder zur Beſeitigung kranken Wildes kann der Kreisjäger⸗ 
meiſter das Fangen oder Erlegen von Wild auch während der Schonzeit geſtatten. Im Zweifels⸗ 
fall iſt ein Gutachten des Inſtituts für Jagdzunde einzuholen. Der Kreisjägermeiſter entſcheidet 
über die Verwendung des Wildes. 

8 48. 
Jagdhundhaltung. 

(1) Für jeden Jagdbezirk mit einer Geſamtgröße von 1000 ha und darüber muß vom Jagd⸗ 

ausübungsberechtigten ein brauchbarer Jagdhund gehalten werden. Als Jagdhunde im Sinne 


des Geſetzes gelten: Schweißhunde, Bracken, alle Arten Vorſtehhunde, Wachtelhunde, Spaniels 
und Münſterländer. f 

(2) Für jeden Hochwildjagdbezirk mit einer Geſamtgröße von 2500 ha und darüber muß vom 
Jagdausübungsberechtigten ein Schweißhund oder ein auf der Schweißfährte geprüfter Gebrauchs⸗ 
hund oder Teckel gehalten werden. 


(3) In den Staatsforſten werden die Beſtimmungen über Hundehaltung durch beſondere 
Vorſchriften geregelt. 


VIII. Abſchnitt. 
Jagdſchutz. 
§ 49. 
Begriff des Jagdſchutzes. 
Der Jagdſchutz umfaßt den Schutz des Wildes vor Wilderern, Raubwild und Raubzeug, 
insbeſondere vor twildernden Hunden und Katzen ſowie die Überwachung der zum Schutze des 
Wildes und der Jagd erlaſſenen Vorſchriften. 


8 50. 


Ausübung des Jagdſchutzes. 


(1) Der Jagdſchutz in einem Jagdbezirk obliegt neben den Beamten des Polizei⸗ und Sicher⸗ 
heitsdienſtes demjenigen, der in dem Jagdbezirke zur 5 Ausübung der TR rn 
oder nach Abſ. 2 mit dem Jagdſchutze beauftragt iſt. 0 
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(2) Die Eigentümer ſelbſtändiger Jagdbezirke, Jagdausübungsberechtigten, Jagdgenoſſen⸗ 
ſchaften und Gemeinden können zur Beaufſichtigung der Jagd volljährige, zuverläſſige Perſonen 
als Jagdaufſeher nach Genehmigung durch den zuſtändigen Kreisjägermeiſter anſtellen. Mehrere 
Eigentümer ſelbſtändiger Jagdbezirke, Jagdausübungsberechtigte, Jagdgenoſſenſchaften und Ge⸗ 
meinden können mit Genehmigung des Kreisjägermeiſters für ihre aneinander grenzenden Reviere 
einen gemeinſamen Jagdaufſeher beſtellen. 

(3) Die Beauftragten im Sinne des Abſ. 2 müſſem bei Ausübung des Jagdſchutzes Dienſt⸗ 
kleidung und Dienſtabzeichen tragen; die in dem Jagdbezirke zur ſelbſtändigen Ausübung der Jagd 
Berechtigten (Eigenjagdbeſitzer und Jagdpächter) müſſen bei Ausübung des Jagdſchutzes innerhalb 
ihres Reviers das vom Landesverband der preußiſchen Jäger ausgegebene Hutabzeichen tragen. 
Der Kreisjägermeiſter hat über die Berechtigung zum Tragen des Jagdſchutzabzeichens eine Be⸗ 
ſtätigung auszustellen, die bei der Ausübung des Jagdſchutzes mitzuführen und beim Einſchreiten 
auf Verlangen vorzuzeigen iſt. 

(4) Die Beſtellung eines Jagdaufſehers (Abſ. 2) hat zu erfolgen, wenn der Kreisjägermeiſter 
ſie verlangt; das Verlangen iſt nur zuläſſig, wenn ohne die Beſtellung ein über 1000 ha großes 
Revier ohne gehörigen Schutz ſein würde und wenn die Beſtellung dem Verpflichteten nach ſeinen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen zugemutet werden kann. Über Beſchwerden entſcheidet der Provinz⸗ 
jägermeiſter. 

(5) Die Jagdaufſeher find von der Kreispolizeibehörde zu beſtätigen, wenn gegen ihre Perſon 
und Zuverläſſigkeit keine Bedenken beſtehen. Über die Beſtätigung wird eine Beſcheinigung aus⸗ 
gefertigt, die der Jagdaufſeher im Dienſte bei ſich zu tragen und bei dienſtlichem Einſchreiten als 
Ausweis zu verwenden hat. 

(6) Die beſtätigten Jagdaufſeher haben innerhalb des ihnen zugewieſenen Dienſtbezirkes in 
Angelegenheiten des Jagdſchutzes die Rechte und Pflichten der Beamten des Polizei- und Sicher⸗ 
heitsdienſtes und ſind Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft. Die Jagdaufſeher ſtehen unter der 
Aufficht des Kreisjägermeiſters und haben deſſen Anordnungen, die im Einvernehmen mit dem 
Landrat oder Bürgermeiſter zu erfolgen haben, Folge zu leiſten. 

(7) Den Jagdaufſehern können gleichzeitig die Aufgaben und Rechte der Feld⸗ und Forſthüter 
im Sinne des $ 58 des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes vom 21. Januar 1926 (Geſetzſamml. S. 83) 
nach den dort vorgeſehenen Beſtimmungen übertragen werden. 


§ 51. 
Befugniſſe der Jagdſchutzperſonen. 

(1) Die zur Ausübung des Jagdſchutzes berechtigten Perſonen find insbeſondere befugt: 

a) Perſonen, die in dem Jagdbezirk unberechtigt jagen, eine ſonſtige Zuwiderhandlung 
gegen jagdrechtliche Vorſchriften begehen oder außerhalb der zum öffentlichen Gebrauch 
beſtimmten Wege, zur Jagd ausgerüſtet, betroffen werden, anzuhalten, ihnen gefangenes 
und erlegtes Wild, Schuß⸗ und ſonſtige Waffen, Jagd⸗ und Fanggeräte, Hunde und 
Frettchen abzunehmen und ihre Perſon feſtzuſtellen; 

b) Hunde, die im Jagdbezirk außerhalb der Einwirkung ihres Herrn, und Katzen, die in 
einer Entfernung von mehr als 200 m vom nächſten bewohnten Hauſe betroffen werden, 
zu töten. Dieſes Recht erſtveckt ſich auch auf ſolche Hunde und Katzen, die ſich in auf⸗ 
geſtellten Fallen gefangen haben. Es gilt nicht gegenüber Hirten⸗, Jagd⸗ und Blinden⸗ 
hunden, Sanitäts⸗ und Meldehunden der Wehrmacht und Polizeihunden, ſolange ſie vom 
Berechtigten zu ihvem Dienſte verwandt werden, oder wenn ſie ſich aus Anlaß des Dienſtes 
vorübergehend der Einwirkung ihres Führers entzogen haben. 

(2) Die Befugniſſe der beſtätigten Jagdaufſeher werden durch eine beſondere Dienſtanweiſung 

des Landesjägermeiſters näher geregelt. 

(3) Der Jagdausübungsberechtigte kann die Befugnis zum Abſchuß wildernder Hunde und 

Katzen auch einem Jagdgaſt übertragen. Die Anweiſung muß in Schriftform erfolgen. Der 
Jagdgaſt muß fie bei Ausübung der Jagd mit ſich fühven. 
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(4) Der Eigentümer eines in einem Jagdveviere getöteten Hundes oder einer dort getöteten 
Katze kann wegen der Tötung Schadenerſatz nur verlangen, wenn er nachweiſt, daß die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit der Tötung nicht vorgelegen haben. 


IX. Abſchnitt. 
Verbotene Jagdarten. 
§ 52. 


Sachliche Verbote. 

Es iſt verboten: 

a) der Schrot⸗ und Poſtenſchuß und der Schuß mit gehacktem Blei — auch als Fangſchuß — 
auf Schalenwild jeder Art (Elch⸗, Rot⸗, Dam⸗, Reh⸗, Schwarz⸗ und Muffelwild); 

b) auf das genannte Schalenwild mit Randfeuerpatronen aller Art, ferner mit Patronen 
zu ſchießen, deren Hülſen kürzer als 40 mm ſind; 

e) die Lappjagd innerhalb einer Zone von 300 m von der Reviergrenze, die Jagd durch 
Abklingeln der Felder und die Abhaltung von Treibjagden beim Mondſchein; 


d) jagdbaren Vögeln zur Nachtzeit nachzuſtellen. Als Nachtzeit gilt die Zeit von einer 
Stunde nach Sonnenuntergang bis eine Stunde vor Sonnenaufgang. Das Verbot erfaßt 
nicht Gänſe, Enten, Schnepfen, den Auer⸗ und den Birkhahn, auch nicht Fiſchreiher und 
Fiſchadler, Möven und Taucher auf künſtlichen Fiſchteichen; 


e) das Verwenden künſtlicher Lichtquellen zum Fangen oder Erlegen von Haarwild oder 
jagdbaren Vögeln und das Fangen von jagdbaren Vögeln oder Aufſammeln toter oder 
kranker jagdbarer Vögel zur Nachtzeit an Leuchttürmen oder Leuchtfeuern; 


f) Belohnungen für den Abſchuß oder Fang von Raubvögeln auszuſetzen, zu bezahlen oder 
zu empfangen. Anweiſungen der Jagd⸗ und Fiſcheveiberechtigten an ihre Beauftragten 
werden hierdurch nicht berührt; 

g) Saufänge ohne Genehmigung des Kreisjägermeiſters anzulegen oder zu betreiben. Der 
Kreisjägermeiſter hat vor Erteilung oder Vevweigerung der Genehmigung einen forſt⸗ 
und landwirtſchaftlichen Sachverſtändigen zu hören; 

b) der Fang von wilden Enten in Entenkojen ohne Genehmigung des Provinzjäger⸗ 
meiſters; 


i) das Aufſtellen von Schlingen und Tellereiſen jeder Art, in denen ſich Wild fangen kann; 


j) Fanggeräte oder Selbſtſchüſſe zu verwenden, die auf Pfählen, Bäumen, anderen auf⸗ 
ragenden Gegenſtänden oder auf Bodenerhebungen angebracht find. Dies gilt nicht für 
das Fangen auf künſtlichen Fiſchteichen (§ 58 Abſ. 4); f 

E) Wild in der Zeit von einer Stunde nach Sonnenuntergang bis eine Stunde vor Sonnen⸗ 
aufgang in einem Umkreiſe von 200 m an Futterungen zu erlegen, die weniger als 200 m 
von der nächſten Reviergrenze entfernt ſind. Als Futterung gelten auch Felder, auf denen 
die Feldfrucht über die übliche Erntezeit hinaus belaſſen wird; 

1) die Verwendung und das Feilbieten von Geräten zum Fange jagdbaver Vögel, welche die 
Vögel weder unverſehrt fangen noch ſofort töten; 

m) jegliche Art der Jagdausübung vom Flugzeug aus; 

n) die Hetz- und Netzjagd auf Robben ſowie die Ausübung der Jagd auf Robben durch Bade⸗ 
gäſte ohne Führung durch einen berufsmäßigen, vom Kreisjägermeiſter ſchriftlich 
ermächtigten Seehundjäger, ferner die Anwendung des Schrot⸗ oder Poſtenſchuſſes auf 
Robben. i 2: 2 ; x ; 
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§ 53. 
Ortliche Verbote. 
(1) Die Jagdausübung tft verboten: 
a) an Orten, an denen ſie die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit ſtört oder das Leben 
von Menſchen gefährdet; 
b) auf Friedhöfen; 
e) auf allen wilddicht eingefriedigten Grundſtücken, ſoweit ſie nicht Eigenjagdbezirke ſind 
oder zu einem Eigenjagdbezirke gehören. 


(2) Die Beſeitigung von wilden Kaninchen auf Friedhöfen ohne Anwendung der Schußwaffe 
iſt zuläſſig. 
8 54. 
Verhütung von Jagdſchäden. 


Bei der Jagdausübung ſind die berechtigten Belange der Grundeigentümer beim Betreten 
der Felder und nicht abgeernteten Wieſen zu beachten, insbeſondere iſt jede Ausübung der Such⸗ 
oder Treibjagd auf allen mit reifender Halm⸗ und Samenfrucht beſtandenen Feldern zu unter⸗ 
laſſen. Auf land⸗ und forſtwirtſchaftlich genutzten Grundſtücken iſt die Herrichtung beſonderer 
Anlagen, wie Hochſitze, Futterplätze, Jagdhütten, nur mit Genehmigung des Grundbeſitzers zuläſſig. 
Der Grundbeſitzer hat die Anlage von Futterungen, Hochſitzen u. a. zur Hege und Ausübung der 
Jagd erforderlichen Einrichtungen auf Verlangen des Jagdausübungsberechtigten zu geſtatten, 
wenn dieſer ihm für die etwa damit verbundenen Nachteile eine angemeſſene Entſchädigung zahlt, 
und die Duldung der Anlage ihm zugemutet werden kann. Für alle durch mißbräuchliche Aus⸗ 
übung der Jagd entſtehenden Schäden hat der Jagdausübungsberechtigte dem Grundeigentümer 
Erſatz zu leiſten. Für die Ermittelung und Feſtſetzung derartiger Schäden gelten die Vorſchriften 
über Wildſchäden entſprechend. 

8 55. 
Auslegen von Gift. 

() Das Auslegen von Gift, von vergifteten Ködern, Giftbrocken und dergleichen außerhalb 
von Gebäuden und außerhalb des wilddicht eingefriedigten Beſitztums tt mit Ausnahme der in 
Abſ. 4, 5 und 8 vorgeſehenen Fälle verboten. 

(2) Als Gifte im Sinne dieſes Geſetzes gelten die in Anlage I der Miniſterial⸗Polizeiverord⸗ 
nung vom 22. Februar 1906, betr. den Handel mit Giften (Min. Bl.i. V. S. 42), ſowie in den Nach⸗ 
trägen und Ergänzungen hierzu aufgeführten Drogen, chemiſchen Präparate und Zubereitungen, 
jedoch mit Ausnahme der Meerzwiebelpräparate. Die Verordnung vom 22. Februar 1906 bleibt 
im übrigen unberührt. 

(3) Das Ausſtreuen von Giften aus Flugzeugen ſowie die Verwendung von Giften bei der 
Bekämpfung von Schnecken, Inſekten und Würmern fällt nicht unter dieſes Geſetz, ebenſo bleibt 
das Auslegen von Gift zur Durchführung wiſſenſchaftlicher Verſuche durch die biologiſche Reichs⸗ 
anſtalt für Land⸗ und Forſtwirtſchaft, die Hauptſtellen für Pflanzenſchutz oder ſtaatliche wiſſen⸗ 
ſchaftliche Inſtitute und Anſtalten geſtattet. i 

(4) Zum Vergiften von Mäuſen und Ratten dürfen Giftgetreide, Phosphorlatwerge und damit 
behandelte Köder ausgelegt werden. Das Giftgetreide muß als ſolches durch auffällig rote Färbung 
kenntlich gemacht werden. Es iſt entweder in die Baue (Erdlöcher) der Tiere ſelbſt einzubringen 
(3. B. mittels Legeflinte) oder jo verdeckt (3. B. in Röhren) auszulegen, daß andere Tiere nicht daran 
gelangen können. Phosphorlatwerge und damit behandelte Köder dürfen nur in die Erdlöcher ſelbſt 
eingebracht werden. Die Stellen, an denen Gift ausgelegt iſt, find mindeſtens jeden zweiten Tag nach⸗ 
zuſehen. Außerhalb der Baue (Erdlöcher) herumliegendes Gift iſt ſofort zu beſeitigen. 

(6) Zum Vergiften von Nebel⸗ und Rabenkrähen ſowie von Elſtern dürfen mit Phosphorlat⸗ 
werge vergiftete Eier ausgelegt werden. Späteſtens drei Tage nach dem Auslegen ſind die nicht auf⸗ 
genommenen Eier einzuſammeln und zu vernichten, ebenſo etwa vorgefundene Kadaver. g 
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(6) Die Vergiftung der der Niederjagd ſchädlichen Krähen und Elſtern iſt einheitlich an be⸗ 
ſtimmten Tagen umter Aufficht und Anleitung des Kreisjägermeiſters in allen in Betracht kommen⸗ 
den Revieren durchzuführen. 

(7) Der Landesjägermeiſter kann das Auslegen von Gifteiern (Abſ. 5) verbieten in Land⸗ 
ſchaften, in denen andernfalls die Gefahr beſteht, daß der Kolkrabe ausgerottet wird. 

(s) Zur Bekämpfung wildernder Hunde oder Katzen kann vergiftetes Luder ausgelegt 
werden. Die Auslegung bedarf der Genehmigung des Kreisjägermeiſters, ſie darf nur dem Jagd⸗ 
ausübungsberechtigten erteilt werden und nur dann, wenn glaubhaft gemacht wird, daß durch die 
genannten Tiere ein erheblicher jagdwirtſchaftlicher Schaden angerichtet wird. In der Genehmigung 
iſt das anzuwendende Gift zu bezeichnen. Der Auslegeplatz tft durch eine Warnungstafel zu kenn⸗ 
zeichnen, er darf nicht weniger als 300 m vom nächſten bewohnten Gehöft und der nächſten öffent⸗ 
lichen Straße gelegen ſein. Die Giftauslegeplätze ſind täglich abzuſuchen. Das Auslegen und das 
Wiedereinſammeln des Giftes darf nur durch den Jagdausübumgsberechtigten ſelbſt oder durch eine 
im Beſitz eines Jahresjagdſcheins befindliche Perſon vorgenommen werden. : 

(0) Es iſt verboten, Vergiftungsmittel (Giftbrocken, Köder, Kapſeln, Ampullen u. dgl.) 
anderer als der in Abſ. 4 und 5 bezeichneten Art und Form zur Verwendung in Feld und Flur an⸗ 
zubieten. 

§ 56. 
Jagdausübung an Sonn und Feiertagen. 

An den Sonntagen und an den ſtaatlich anerkannten Feiertagen ſind verboten: 

a) Treib- und Lappjagden, an denen mehr als vier Schützen oder mehr als ſechs Treiber be⸗ 

teiligt ſind; 

p) während der Zeit des Hauptgottesdienſtes jede Treib⸗, Hetz⸗ und Lappjagd. Auch die ſtille 

Jagd darf während dieſer Zeit nur ausgeübt werden, ſofern dadurch der Gottesdienſt nicht 
unmittelbar geſtört wird. Als Zeit des Hauptgottesdienſtes gilt die Zeit von 9 bis 
11% Uhr. N 


x. Abſchnitt. 
Wildſchadensverhütung. 


§ 57. 
Fernhaltung des Wildes. 

(1) Jeder Grundeigentümer oder am Grund und Boden Nutzungsberechtigte iſt befugt, das 
Wild von ſeinem Grundſtück abzuhalten oder zu vertreiben. Er darf dazu jedoch weder Schuß⸗ 
waffen noch andere Gegenſtände oder Mittel verwenden, die geeignet ſind, das Wild zu verletzen 
oder zu töten. 

e) Der Jagdausübungsberechtigte iſt ebenfalls befugt, das Wild durch geeignete Mittel, 
Verſcheuchen oder Vergrämen fernzuhalten, um Wildſchaden zu verhindern. Er darf dazu jedoch 
keine Mittel und Maßnahmen anwenden, durch welche die zu ſchützenden Gegenſtände beſchädigt 
werden. Werden die vom Jagdausübungsberechtigten getroffenen Maßnahmen durch den Grund⸗ 
eigentümer oder Nutzungsberechtigten unwirkſam gemacht, ſo erliſcht der Anſpruch auf Erſatz des 
Wildſchadens. 

(3) Der Jagdausübungsberechtigte iſt befugt, wenn er zum Zwecke des Abſchuſſes zu Schaden 
gehenden Wildes im Revier weilt, für die Dauer ſeiner Anweſenheit von dem Grundeigentümer 
und Nutzungsberechtigten zu verlangen, daß das Verſcheuchen des Wildes unterbleibt. Beſtehende 
Abwehreinrichtungen können erhalten bleiben. 


§ 58. 
Verhinderung außergewöhnlichen Wildſchadens. 


(1) Wenn die in der Nähe von Forſten belegenen Grundſtücke, welche Teile eines gemein- 
schaftlichen Jagdbezirkes bilden oder ſolche Waldenklaven oder Einſchnitte, auf welchen die Jagd⸗ 
ausübung dem Eigentümer des fie umſchließenden Waldes überlaſſen iſt ($ 13 Abſ. 8 und 9), 
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erheblichen, das gewöhnliche Maß überſchreitenden (§ 42 Abſ. 7) Wildſchaden durch das aus dem 
Walde austretende Hochwild (außer durch Elchwild) ausgefegt find, jo iſt der Kreisjägermeiſter 
befugt, nach Anhörung eines land- oder forſtwirtſchaftlichen Sachverſtändigen auch während der 
Schonzeit den Waldbeſitzer oder den Jagdpächter zum Abſchuß einer beſtimmten nach Wildart 
und Geſchlecht begrenzten Stückzahl aufzufordern, die auf die feſtgeſetzte Abſchußziffer anzurechnen 
iſt. Kommen die Beteiligten innerhalb einer Friſt von zwei Wochen der Aufforderung nicht 
nach, ſo iſt gemäß Abſ. 3 zu verfahren. 

(2) Iſt wiederholt das gewöhnliche Maß erheblich überſchveitender Wildſchaden (ogl. 8 42 
Abſ. 7) durch Hochwild (außer durch Elchwild) von der Ortspolizeibehörde unter Zuziehung des 
Kreisjägermeiſters oder der von ihm beſtimmten Vertrauensleute feſtgeſtellt worden, fo muß der 
Kreisjägermeiſter für den betroffenen oder auch für benachbarte Jagdbezirke die Schonzeit der 
ſchädigenden Wildart zeitweiſe aufheben und die Jagdausübungsberechtigten zum Abſchuß einer 
beſtimmten, nach Wildart und Geſchlecht begrenzten Stückzahl auffordern. Kommen dieſe der 
Aufforderung nicht nach, fo iſt gemäß Abs. 3 zu verfahren. Das abgeſchoſſene Wild iſt auf den 
Abſchußplan anzurechnen. 

(3) Vermehrt ſich eine beſtimmte Wildart auf Grundflächen, auf denen die Jagd ruht oder 
das Jagen verboten iſt, ſo kann der Kreisjägermeiſter, wenn dadurch erheblicher Schaden an Feld⸗ 
oder Gartenfrüchten eingetreten tft, beſtellte Jäger mit dem Erlegen oder Fangen der Wildart 
auf den Grundflächen beauftragen. Von der Maßnahme iſt der Grundeigentümer oder Nutzungs⸗ 
berechtigte zu benachrichtigen. Das erlegte oder gefangene Wild iſt den Jagdausübungsberech⸗ 
tigten des ganz oder zum größten Teile umſchließenden Jagdbezirkes gegen Zahlung ange⸗ 
meſſenen Schußgeldes zur Verfügung zu ſtellen. 

() Der Kreisjägermeiſter kann die Eigentümer und Pächter ſolcher zur Fiſcherei dienenden 
Seen und Teiche, die nicht zu einem Eigenjagdbezirke gehören (§ 14), auch wenn die Jagd auf 
ihnen ruht, ermächtigen, jagdbare Tiere, welche der Fiſcherei erheblichen Schaden zufügen, zu 
fangen und auch mit Anwendung der Schußwaffe zu erlegen. Die erlegten Tiere ſind dem Jagd⸗ 
ausübungsberechtigten des die genannten Waſſerflächen ganz oder zum größten Teile umſchließen⸗ 
den Jagdbezirkes auszuhändigen, wenn nicht ein auf den Waſſerflächen ſelbſt Jagdberechtigter 
vorhanden iſt. Es kommen folgende Tierarten in Frage: 

Fiſchreiher, Fiſchadler, Kormoran, Möwen, Haubentaucher, Säger und Bläßhuhn, 
für künſtlich angelegte Teiche außerdem der Fiſchotter. 

(5) Tiere, die auf Grund ſolcher Erlaubnis erlegt worden find, oder ihre Bälge dürfen nicht 
feilgeboten und verkauft werden. Die Ermächtigung darf Perſonen, welchen der Jagdſchein aus 
§ 34 verſagt werden muß, nicht erteilt werden. Sie iſt jederzeit widerruflich. 

(6) Gegen die Anordnung oder Verſagung obiger Maßregeln (Abſ. 1 bis 4) ſeitens des Kreis⸗ 
jägermeiſters iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Provinzjägermeiſter zuläſſig. In 
Fällen des Abſ. 4 hat ſich der Provinzjägermeiſter vor feiner Entſcheidung mit dem zuſtändigen 
Oberfiſchmeiſter ins Benehmen zu ſetzen. 


§ 59. 
Wildſchaden durch Schwarzwild und wilde Kaninchen. 

(1) Schwarzwild darf in größerem Ausmaße nur in ſolchen Einfriedigungen gehegt werden, 
die ein Ausbrechen des Schwarzwildes aus dem Gatter verhüten. Der Jagdausübungsberechtigte, 
aus deſſen Gatter Schwarzwild ausbricht, haftet für den durch das Schwarzwild verurſachten 
Schaden, wenn er nicht nachweiſen kann, daß das Gatter von dritten Perſonen beſchädigt iſt und 
dadurch dem Schwarzwilde das Ausbrechen ermöglicht wurde. 


(2) Der Kreisjägermeiſter kann, falls erhebliche Schäden durch Schwarzwild an den Feld⸗ 
früchten angerichtet werden, beſtellte Jäger gemäß § 58 Abſ. 3 mit dem Abſchuſſe von Schwarzwild 
Rin den in Frage kommenden Revieren beauftragen, ſofern der Jagdausübungsberechtigte der Auf⸗ 
forderung, für den entſprechenden Abſchuß zu ſorgen, nicht nachkommt. Das erlegte Schwarzwild 
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iſt gegen angemeſſenes Schußgeld denjenigen Jagdausübungsberechtigten zu überlaſſen, in deren 
Revier das betreffende Stück erlegt iſt. 

(8) Desgleichen kann der Kreisjägermeiſter, falls erhebliche Schäden durch wilde Kaninchen 
an den Feldfrüchten angerichtet werden, beſtellte Jäger gemäß § 58 Abſ. 3 mit dem Abſchuß oder 
dem Fange beauftragen, falls der Jagdausübungsberechtigte der Aufforderung, für den ent⸗ 
ſprechenden Abſchuß zu ſorgen, nicht nachkommt; Abſ. 2 Satz 2 findet entſprechende Anwendung. 


a § 60. 
Ausſetzungsbeſchränkungen. 
Das Ausſetzen von Schwarzwild und wilden Kaninchen iſt verboten. Das Ausſetzen aus⸗ 
ländiſcher Tierarten in der freien Wildbahn iſt nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Landes⸗ 
jägermeiſters zuläſſig. 


XI. Abſchnitt. 
Wildſchadenserſatz. 
8 61. 
8 Grundſatz. 
Der Wildſchadenserſatz richtet ſich nach den Vorschriften des 8 835 BGB. und den Vorſchriften 
dieſes Abſchnitts. i 
5 62. 
i Haftung des Jagdpächters. g 
Für den Wildſchaden in einem verpachteten gemeinſchaftlichen Jagdbezirke haftet der Pächter 
an Stelle der Grundbeſitzer. Abweichende Vereinbarungen ſind nichtig. 


8 63. ne 
Wert der Bodenerzeugniſſe. Ä 
Werden Bodenerzeugniſſe, deren voller Wert ſich erſt zur Zeit der Ernte feſtſtellen läßt, vor 
dieſem Zeitpunkte beſchädigt (§ 68), ſo iſt der Schaden in dem Umfange zu erſtatten, in welchem 
er ſich zur Zeit der Ernte darſtellt. f 
i 8 64. e 
Schutzvor richtungen für Gärten uſw. 
Für Wildſchaden an Gärten, Obſtgärten, Weinbergen, Baumſchulen, Alleen und einzeln 
ſtehenden Bäumen beſteht keine Erſatzpflicht, wenn die Herſtellung von Schutzvorrichtungen unter⸗ 
blieben iſt, die unter gewöhnlichen Umſtänden zur Abwendung des Schadens ausreichen. 


8 65. 
Geltendmachung des Wildſchadens. 

Wer Erſatz von Wildſchaden beanſprucht, hat ſeinen Anſpruch binnen drei Tagen, nach 
welchen er von dem Schaden Kenntnis erhalten hat oder bei Anwendung der erforderlichen Sorg⸗ 
falt erhalten mußte, bei der Ortspolizeibehörde derjenigen Gemeinde, in deren Bezirke das beſchädigte 
Grundſtück liegt, ſchriftlich oder zu Protokoll anzumelden. Wer die Friſt verſäumt, verliert ſeinen 
Anſpruch. N ; 

§ 66. 
a Wildſchadensſchätzer. 

() Zur Abſchätzung des Wildſchadens find für jeden Landkreis vom Kreisjägermeiſter 
Wildſchadensſchätzer zu ernennen, und zwar in der Regel für jede Gemeinde ein Schätzer und ein 
Stellvertreter. Die Beſtellung erfolgt für drei Jahre und bedarf der Beſtätigung durch den Land⸗ 
vat. Nach erfolgter Beſtätigung ſind die Schätzer durch den Kreisjägermeiſter durch Handſchlag zu 
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verpflichten, daß ſie als Wildſchadensſchätzer ihre Gutachten unparteiiſch und nach beſtem Wiſſen 
und Gewiſſen erſtatten werden. Bei Unzuwerläſſigkeit kann der Landrat die Beſtätigung jederzeit 
widerrufen. 

(2) Wildſchaden, der auf Forſtgrundſtücken entſteht, wird durch einen vom Kreisjägermeiſter 
beſtimmten Forſtſachverſtändigen geſchätzt. 
8 67. 
Ermittlung des Wildſchadens. 

6 Nach rechtzeitig erfolgter Anmeldung hat die Ortspolizeibehörde zur Ermittlung des be⸗ 
haupteten Schadens und zur Herbeiführung einer gütlichen Einigung unverzüglich einen Termin 
an Ort und Stelle anzuberaumen, zu dem die Beteiligten unter der Verwarnung zu laden ſind, 
daß im Falle des Nichterſcheinens mit der Ermittlung des Schadens dennoch vorgegangen wird. 
Zu den Beteiligten gehört auch der Jagdpächter, der ſich durch ſeinen Jagdauſſeher vertreten laſſen 
kann. Der Schätzer iſt nicht zu laden. 

$ 68. 
Zweiter Termin. 

Jedem Beteiligten ſteht das Recht zu, in dem Termine zu beantragen, daß die Feſtſetzung 
des Schadens erſt in einem zweiten, kurz vor der Ernte abzuhaltenden Termin erfolgen ſoll. Dieſem 
Antrage muß ſtattgegeben werden. i 

8 69. 
Gütliche Einigung. 

Kommt eine gütliche Einigung zuſtande, jo tft ein Protokoll aufzuſetzen, das von allen Be⸗ 
teiligten zu unterſchreiben iſt. In dem Protokoll iſt feſtzuſetzen, in welcher Form, Höhe und 
bis zu welchem Zeitpunkte der Wildſchaden zu erſetzen iſt, und wer die Koſten des Feſtſtellungs⸗ 
verfahrens zu tragen hat. 

8 70. 
Entſcheidungstermin. 

Kommt eine gütliche Einigung nicht zuſtande, ſo hat die Ortspolizeibehörde unter ausdrück⸗ 
lichem Hinweiſe der Beteiligten auf die dadurch entſtehenden höheren Koſten unverzüglich einen 
neuen Termin anzuſetzen, zu dem auch der Schätzer zu laden iſt. 


8 71. 
Feſtſetzung des Schadens. 

In dem zweiten oder dritten Termin iſt der entſtandene Schaden durch den Schätzer feſt⸗ 
zuſtellen. Auf Grund dieſer Schätzung ſetzt die Ortspolizeibehörde den Schaden feit. Die Ent⸗ 
ſcheidung iſt ſchriftlich feſtzulegen und hat auch über die Koſten des Feſtſetzungsverfahrens Be⸗ 
ſtimmung zu treffen. Die Zuſtellung erfolgt durch eingeſchriebenen Brief. 


8 72. 
Verwaltungsſtreitver fahren. 

Gegen die Entſcheidung der Ortspolizeibehörde ſteht den Beteiligten das Recht der Klage 
zu. Die Klage iſt binnen einer Notfriſt von zwei Wochen beim Kreisverwaltungsgericht, in 
Stadtkreiſen beim Stadtverwaltungsgericht, zu erheben. Zu den Verhandlungen iſt der zuſtändige 
Kreisjägermeiſter oder ſein Beauftragter zuzuziehen. Die Entſcheidung der genannten Ver⸗ 
waltungsgerichte iſt endgültig und vollſtreckbar. 

§ 73. 
Koſten des Verfahrens. 

(1) Als Koſten des Verfahrens kommen nur bare Auslagen, insbeſondere Reiſekoſten und 
Gebühren der Sachverſtändigen, Botenlöhne und Portokoſten, in Anſatz. 

(2) Bei Feſtſetzung des Schadens durch gütliche Einigung hat die Ortspolizeibehörde gleich⸗ 
zeitig zu entſcheiden, wer die Koſten zu tragen hat. Hierfür gelten folgende Beſtimmungen: 
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a) Wenn ſich kein zum Erſatz verpflichtender Wildſchaden ergibt, trägt derjenige die Koſten, 
der den Schaden angemeldet hat. 

b) Ergibt ſich erſatzpflichtiger Wildſchaden, ſo hat der Erſatzpflichtige die Koſten für die 
Schätzung zu tragen. 

e) Ergibt ſich, daß der Beſchädigte Anſprüche geſtellt hat, die eine erhebliche Zuviel⸗ 
forderung darſtellen, ſo ſind die Koſten entſprechend zu verteilen. 

(3) Findet ein Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt, ſo ſind die Koſten als Teil dieſes Ver⸗ 

fahrens zu behandeln. 


XII. Abſchnitt. 
Wildhandel. 
§ 74. 
Handelsbeſchränkungen. 

(1) Vom Beginn des fünfzehnten Tages der für eine Wildart feſtgeſetzten Schonzeit bis zu 
deren Ablauf iſt es verboten, Wild der geſchonten Gattung in ganzen Stücken oder zerlegt, aber 
nicht zum Genuß fertig zubereitet, zu befördern, zum Verkauf herumzutragen oder auszuſtellen oder 
feilzubieten, anzukaufen oder den Verkauf von ſolchem Wilde zu vermitteln. Während dieſer Zeit 
iſt es auch nicht geſtattet, derartiges Wild aus dem Ausland einzuführen. Die Schonzeit für Reb⸗ 
hühner im Sinne dieſer Vorſchrift beginnt in Preußen am 1. Dezember und läuft ab am 
20. Auguſt. Als Schonzeit für Faſanenhähne und wilde Enten gelten die allgemeinen Vorſchriften 
des § 38 Buchſt. q und s, die durch Ausnahmeregelung nicht berührt werden. 

(2) Vorſtehenden Beſchränkungen unterliegt nicht der Vertrieb einzelner Arten von Wild 
aus Kühlhäuſern, wenn er nach Maßgabe der hierfür erlaſſenen polizeilichen Sondervorſchriften 
ſtattfindet. 

(3) Ausnahmen dürfen, wenn es ſich um die Verſendung, den Verkauf, den Ankauf und die 
Verkaufsvermittlung von lebendem Wilde, insbeſondere Faſanen, zum Zwecke der Blutauf- 
friſchung oder Wiedereinbürgerung handelt, durch den für den Empfangsort zuſtändigen Kreis⸗ 
jägermeiſter geſtattet werden. 

(4) Den Vorſchriften über den Wildhandel unterliegt auch alles Wild, das in eingefriedigten 
Wildgärten ($ 42 Abſ. 8) erlegt oder gefangen worden iſt. 


§ 75. 
Urſprungsſcheine und Wildhandels buch. 

Für den Verkehr mit jagdbarem Wilde gelten folgende Vorſchriften: 

a) Schalenwild (Elch⸗, Rot⸗, Dam⸗, Reh⸗, Schwarz⸗ und Muffelwild) in unzerlegtem Zu⸗ 
ſtande darf außerhalb der Grenzen des Jagdbezirkes, in dem es erlegt worden iſt, nur 
unter Beifügung eines Urſprungsſcheins befördert, feilgeboten, gekauft oder verkauft 
werden. Die Vorſchrift gilt nicht für den Wiederverkauf durch Wildhändler. 

b) Wer in feinem Gewerbebetriebe Schalenwild in unzerlegtem oder zerlegtem, aber noch 
nicht zum Genuß fertig zubereitetem Zuſtande von anderen als von Wildhändlern 
erwirbt, hat den Erwerb ſofort in ein Wildhandelsbuch einzutragen, das nach folgendem 
Muſter zu führen iſt: 


Bezeichnung des Jagdausübungs⸗ Überbringer 
Tag des ſerworb. Wildes] Jagdbezirk berechtigter oder Verſender] Ausweis 
Erwerbes (Stückzahl, Art, (Ort und Kreis)] (Name und An⸗ (Name 
Geſchlecht) ſchrift) und Anſchrift) 
c) Das Wildhandelsbuch muß dauerhaft gebunden und mit fortlaufenden Seitenzahlen ver- 
ſehen ſein. Vor dem Gebrauch iſt es von der Ortspolizei unter Beglaubigung der Seiten⸗ 
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zahlen abzuſtempeln. In dem Buche darf nichts radiert oder unleſerlich gemacht werden. 
Alles muß in deutſcher Sprache und mit Tinte oder Tintenſtift eingetragen werden. 

d) Die Spalten 3 und 4 (Jagdbezirk und Jagdausübungsberechtigter) ſind nach dem Ur⸗ 
ſprungsſchein auszufüllen. In Spalte 6 iſt der Ausweis genau zu bezeichnen (Urſprungs⸗ 
ſchein oder, falls dieſer nicht mehr vorhanden iſt, Frachtbrief, Poſtabſchnitt uſw.). Das 
Wildhandelsbuch äſt den zuſtändigen Polizeibeamten jederzeit auf Verlangen vorzulegen. 

e) In die von jedem Jagdausübungsberechtigten zu führenden Abſchußliſten ($ 42 Abi. 5) 
ift bei allem Schalenwild einzutragen, an wen das Wild zum Verkauf gekommen iſt, oder 
ob es im eigenen Haushalt Verwendung gefunden hat. 


§ 76. 
Handelsbeſcheinigungen. 

() Wild, das mit Genehmigung oder auf Anordnung des zuſtändigen Kreisjägermeiſters 
während der Schonzeit erlegt worden iſt, darf nur mit einer von dieſem beglaubigten Beſcheinigung 
in den Handel gebracht werden. Der Käufer muß ſich die Beſcheinigung vorzeigen laſſen. 

() Die ausgegebenen Urſprungsſcheine für jedes Revier find in Zukunft durch die Orts⸗ 
polizeibehörde zu numerieren. 


XIII. Abſchnitt. 
Strafbeſtimmungen. 
§ 77. 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über Jagdſcheine und 
Jagderlaubnisſcheine ſowie die Jagd an Sonn- und Feiertagen. 

(1) Mit Geldſtrafe bis zu 150 RM oder mit Haft bis zu 14 Tagen, ſofern die Tat nach 
anderen Vorſchriften nicht mit ſchwererer Strafe bedroht ift, wird beſtraft: 

a) wer, ohne den vorgeſchriebenen Jagdſchein zu beſitzen, die Jagd ausübt; 

p) wer trotz Verbots des Kreisjägermeiſters (§ 20) unentgeltliche Jagderlaubnisſcheine aus⸗ 

ſtellt oder Gäſte mit in das Revier nimmt; 

c) wer außerhalb der gemäß § 40 Abſ. 1 freigegebenen Zeit oder unbefugt Möweneier 

ſammelt oder die Eier jagdbarer Vögel ausnimmt; 

d) wer bei Ausübung der Jagd den Jagdſchein oder den nach 8 20 erforderlichen Erlaubnis⸗ 

ſchein nicht bei ſich führt; 

e) wer den im 8 56 erlaſſenen Vorſchriften über die Jagdausübung an Sonn- und Feier⸗ 

tagen zuwiderhandelt. 

(2) In den Fällen zu a können neben der Strafe die Jagdgeräte und Hunde, die der 
Täter bei ſich geführt hat, eingezogen werden ohne Unterſchied, ob die einzuziehenden Gegenſtände 
dem Täter gehören oder nicht, wenn ſeit Ablauf des letzten gültigen Jagdſcheins mehr als zwei 
Wochen verſtrichen waren. 

§ 78. 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über die Befugniſſe 
des Tagesjagdſcheins, die Abſchußliſten, die Anzeige über krank⸗ 
geſchoſſenes Wild ſowie über den Handel und Verkehr mit Wild. 

Mit Geldſtrafe bis zu 150 AM oder mit Haft bis zu ſechs Wochen, ſofern die Tat nicht nach 
anderen Vorſchriften mit ſchwererer Strafe bedroht iſt, wird beſtraft: 

a) wer nur im Beſitz eines Tagesjagdſcheins iſt und die Jagd auf Schalenwild — mit Aus⸗ 

nahme des Schwarzwildes — ausübt; 

b) wer den gemäß § 15 Abf. 1 Satz 3 und § 21 Abſ. 3 getroffenen Anordnungen des Kreis⸗ 

oder Provinzjägermeiſters zuwiderhandelt oder wer vor Genehmigung des Abſchußplans 
(§ 42 Abf. 3) die Jagd auf Schalenwild ausübt oder unwahre Angaben in der Abſchuß⸗ 
liſte (S 42 Abſ. 5) vornimmt; 
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e) wer krankgeſchoſſenes, in die Nachbarjagd übergewechſeltes Schalenwild nicht gemäß 8 43 
vorſchriftsmäßig meldet; 

d) wer den Vorſchriften der 88 74 bis 76 zuwider den Handel und Verkehr mit Wild 
betreibt. 

8.79, 
Verſchiedene Zumiderhandlungen. 
Mit Geldſtrafe bis zu 150 AM oder mit Haft bis zu ſechs Wochen, ſofern die Tat nicht nach 
anderen Vorſchriften mit ſchwererer Strafe bedroht iſt, wird beſtvaft: 

a) wer unbefugt Wild ausſetzt (§ 60); 

b) wer auf Grundflächen, auf denen die Jagd ruht, den im § 9 Abſ. 2 erlaſſenen Vorſchriften 
zuwider Wild fängt oder erlegt oder ſich der Schußwaffe bedient; oder wer der Vorſchrift 
des § 9 Abſ. 3 zuwider Wild, das in ſeine Verfügungsgewalt gekommen iſt, nicht binnen 
24 Stunden an die Ortspolizeibehörde ablüefert; 

e) wer in Eigenjagdbezirken, die gemäß § 11 a gebildet find, die Jagd auf Flugwild ausübt; 

d) wer ohne die gemäß 8 20 erforderliche Genehmigung Jagdevlaubnisſcheine gegen Entgelt 
ausſtellt; 

e) wer trotz Aufforderung des Kreisjägermeiſters gemäß § 46 nicht für ſachgemäße und aus⸗ 
reichende Futterung des Wildes in der Notzeit ſorgt; 

f) wer ein krankes oder ſeuchenverdächtiges Stück Wild (§ 47) nicht den Anordnungen des 
Kreisjägermeiſters entſprechend verwendet; 

g) wer den gemäß $ 50 erteilten Weiſungen der mitt der Ausübung des Jagdſchutzes beauf⸗ 
tragten Perſonen nicht unverzüglich Folge leiſtet oder wer unbefugt Hunde unbeaufſichtigt 
in einem Jagdbezirke laufen läßt; 

h) wer den fachlichen oder örtlichen Jagdausübungsverboten der 88 52 und 53 zuwider⸗ 
handelt; 

i) wer den im 8 55 erlaſſenen Vorſchriften zuwider Gift auslegt; 

k) wer den im $ 57 enthaltenen Vorſchriften zuwider zur Verhütung von Wildſchäden Mittel 
anwendet, die geeignet ſind, das Wild zu verletzen oder zu töten, oder wer entgegen der 
Aufforderung des Jagdausübungsberechtigten gemäß § 57 Abſ. 3 durch Verſcheuchen den 
Abſchuß zu Schaden gehenden Wildes verhindert; 

D) wer den im 8 58 Abſ. 4 erlaſſenen Vorſchriften über die Jagdausübung auf Seen und 
Teichen zuwiderhandelt; 

m) wer die Jagd den Vorſchriften der 88 36 und 37 zuwider in Feſtungswerken ausübt; 

n) wer innerhalb der Schonzeit auf die durch dieſe geſchützten Tiere die Jagd ausübt, ohne 

ſie zu erlegen oder einzufangen. 


8 80. 
Zuwiderhandlungen gegen die Schonvorſchriften. 

(1) Sofern die Tat nicht nach anderen Vorſchriften mit ſchwererer Stvafe bedroht iſt, wird 

beſtraft: 
a) mit Geldſtvafe bis zu 150 AM oder mit Haft bis zu ſechs Wochen, wer ein Stück Wild 
innerhalb der Schonzeit erlegt oder fängt; 
b) mit Geldſtrafe nicht unter 100 RM oder mit Haft oder mit Gefängnis bis zu einem 
Monate, wer während der Schonzeit ein Stück Rehwild, Auerwild, Birk⸗ oder Haſelwild 
erlegt oder fängt; 
e) mit Geldſtrafe nicht unter 300 „% oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten, wer 
während der Schonzeit ein Stück Elch⸗, Rot⸗, Dam⸗ oder Muffelwild, einen Biber, einen 
Adler, ein Uhu, Schwarzſtorch oder Schwan oder eine Großtvappe erlegt oder fängt. 
(2) Die Geldſtvafe muß jedoch mindeſtens den dreifachen Wert des widerrechtlich erbeuteten 
Wildes betragen. 

(3) Neben der Strafe kann auf Einziehung der erlegten Tiere erkannt werden; kann keine 
beſtimmte Perſon verfolgt oder verurteilt werden, jo kann auf die Einziehung ſeſbſtändig erkannt 
werden, wenn im übrigen die Vorausſetzungen hierfür vorliegen. 
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8 81. 
Polizeiliche Inverwahrungnahme. 

() Jagdbare Tiere, die entgegen den Schonvorſchriften dieſes Geſetzes oder den erlaſſenen 
Schutzvorſchriften erbeutet ſind und deshalb der Einziehung unterliegen, werden, ſoweit ſie nicht 
für Zwecke des Strafverfahrens benötigt werden, in polizeiliche Verwahrung genommen, wenn ſie 
ſich bei dem Täter oder einem Beteiligten befinden; das gleiche geſchieht, wenn ſie ſich bei einem 
Dritten befinden, der bei dem Erwerb erkannte oder erkennen mußte, daß die Tiere widerrechtlich 
erbeutet wurden. Dies gilt ebenſo für Teile von Tieren, z. B. Geweihe, Gehörne, Felle, Vogelbälge. 

(e) In polizeiliche Verwahrung genommenes Wild und Wildteile können, wenn mit der 
Verwertung nicht bis zur Rechtskraft der Entſcheidung über die Einziehung gewartet werden kann, 
ſchon vorher verwertet werden. In dieſem Falle tritt der Erlös an die Stelle des Wildes. Das 
Nähere regeln die Ausführungsbeſtimmungen. 


XIV. Abſchnitt. 
Ehrengerichtliches Verfahren. 
§ 82. 
Allgemeines. 
Die Jägerſchaft hält ſich ſelbſt rein von Perſonen, die den Grundgedanken dieſes Geſetzes 
und den Grundſätzen deutſcher Waidgerechtigkeit verſtändnislos gegenüberſtehen. Dieſem Zwecke 
dient das bei jedem Provinzjägermeiſter eingerichtete Ehrengericht. 


8 83. 
Ehrengericht und Verfahren. 

(J) Die Zuſammenſetzung und das Verfahren des Ehrengerichts wird durch die Satzung 
des Landesverbandes der preußiſchen Jäger beſtimmt. Zur Glaubhaftmachung einer für die Ent⸗ 
ziehung des Jagdſcheins weſentlichen Tatſache kann die Abgabe einer eidesſtattlichen Verſicherung 
gefordert werden. 

(2) Die Einleitung des ehrengerichtlichen Verfahrens und die Einberufung des Ehrengerichts 
erfolgt durch den Provinzjägermeiſter, der auch für die Vollziehung des Spruches zu ſorgen hat. 

(3) Zuſtellungen erfolgen durch eingeſchriebenen Brief. 


8 84. 
Spruchinhalt und Strafen. 

Der Spruch des Ghrengerichts kann lauten: 

a) auf Freiſprechung unter Feſtſtellung, daß die Jägerehre unverletzt iſt; 

b) auf Freiſprechung; ̃ 

c) auf Verurteilung zur Zahlung einer Geldbuße bis zu 150 AM oder bis zur Höhe der 

einjährigen Jagdpacht an einen gemeinnützigen Verein, der ſich die Unterſtützung der 
Hinterbliebenen von im Kampfe mit Wilddieben gefallenen Jagd⸗ und Forſtbeamten 
zur Aufgabe geſetzt hat; 

d) neben einer Geldbuße im Falle des § 88 auch auf Entziehung des Jagdſcheins für 

beſtimmte Zeit oder dauernd. 
§ 85. 
Koſten. 

(1) Die Koſten des Verfahrens hat der Beſchuldigte inſoweit zu tragen als fie durch das 
Verfahren wegen einer Tat entſtanden find, wegen deren gemäß § 84 auf Zahlu'g einer Geldbuße 
oder Entziehung des Jagdſcheins erkannt worden iſt. Im Falle der Freiſprechung des Be⸗ 
ſchuldigten oder der Einſtellung des Verfahrens fallen die Koſten dem Landesverbande preußiſcher 
Jäger zur Laſt. Eine Erſtattung der dem Beſchuldigten erwachſenen Auslagen finde nicht ſtatt. 
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(2) Als Koſten des Verfahrens kommen nur bare Auslagen, insbeſondere Reiſe⸗ und Porto⸗ 
koſten, in Anſatz. Zu dieſen gehören auch die Koſten der Vollſtreckung. 


8 86. 
Offentliche Bekanntmachung. 
Die ehrengerichtliche Entziehung des Jagdſcheins nit in dem Verkündungsblatte des Landes⸗ 
verbandes der preußiſchen Jäger auf Koſten des Beſchuldigten öffentlich bekanntzumachen. 


8 87. 
Beſtätigung und Vollſtreckung. 

(1) Der Spruch des Ehrengerichts bedarf der Beſtätigung. 

(2) Die Beſtätigung erfolgt, wenn auf dauernde Entziehung des Jagdſcheins erkannt iſt, 
durch den Landesjägermeiſter, ſonſt durch den Provinzjägermeiſter. Durch die Beſtätigung wird 
der Spruch vollſtreckbar. 

(3) Der zur Beſtätigung Berufene kann den Spruch des Ehrengerichts mildern oder auf- 
heben und die Entſcheidung durch ein anderes Ehrengericht anordnen. Im letzteren Falle iſt der 
Spruch ohne Beſtätigung endgültig und vollſtreckbar. 


S 88. 
Ordentliche Strafverfahren. 

Die ordentlichen Strafverfolgungsbehörden haben in allen Fällen, in denen eine Beſtrafung 
auf Grund des XIII. Abſchnitts dieſes Geſetzes oder aus den SS 114 bis 119, SS 292 bis 294, 
§ 366 Ziffer 1 ſowie § 368 Ziffer 10 und 11 des Reichsſtvafgeſetzbuchs erfolgt oder wegen mangeln⸗ 
der Zurechnungsfähigkeit nicht erfolgt iſt, unverzüglich nach Rechtskraft der Entſcheidung die Vor⸗ 
gänge dem zuſtändigen Provinzjägermeiſter zur Entſcheidung über die Einleitung eines ehren⸗ 
gerichtlichen Verfahrens vorzulegen. Liegen die Vorausſetzungen für die Entziehung des Jagd⸗ 
ſcheins ſchon im ordentlichen Strafverfahren offenſichtlich vor, ſo kann ſchon in dieſem Verfahren 
die Entziehung des Jagdſcheins ausgeſprochen werden. N 


XV. Abſchnitt. 
Übergangs- und Schlußbeſtimmungen. 
§ 89. 
Zeitliche und örtliche Geltung des Geſetzes. 

() Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. Es gilt für 
das ganze Preußiſche Staatsgebiet. 

(2) Auf der Inſel Helgoland dürfen die Inhaber eines Jahresjagdſcheins ($ 27 Abſ. 1) inner⸗ 
halb der geſetzlichen Jagdzeiten die Jagd ausüben. Im übrigen wird die Jagdausübung auf der 
Inſel durch Sondevbeſtimmungen des Landxnats geregelt. 


§ 90. 
Außerkrafttreten bisheriger Wi 
Alle früheren jagdrechtlichen Vorſchriften werden aufgehoben, ſoweit ſie noch in Geltung ſind, 
insbeſondere: 

a) die Jagdordnung für die Provinz Oſtfriesland vom 31. Juli 1838 (Geſetzſamml. für das 
Königreich Hannover, Jahrg. 1838 III. Abt. S. 160) in der Faſſung des Geſetzes, betr. 
Abänderung der hinſichtlich der Jagd auf Waſſervögel für Oſtfriesland geltenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, vom 26. Juli 1897 (Geſetzſamml. S. 253) — Ziffer 1 des § 3 
der mittels Verordnung vom 31. Juli 1838 für die Provinz Oſtfriesland des ehemaligen 
Königreiches Hannover erlaſſenen Jagdordnung —; 

b) das Hannoverſche Geſetz, den Wildſchaden betreffend, vom 21. Juli 1848 (Hannov. Geſetz⸗ 
ſamml. S. 215) in der geltenden Faſſung; 
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e) das Hannoverſche Geſetz, betr. Aufhebung des Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden 
und Ausübung der Jagd, vom 29. Juli 1850 (Hannov. Geſetzſamml. I S. 103); 

d) das Kurheſſiſche Wildſchadengeſetz vom 26. Januar 1854 (Sammlung von Geſetzen uſw. 
für Kurheſſen von 1854 S. 9) in der geltenden Faſſung; 

e) das Geſetz vom 11. März 1859, die Jagdordnung für Hannover betreffend (Hannov. 
Geſetzſamml. I S. 159) in der geltenden Faſſung; 

f) das Kurheſſiſche Geſetz, das Jagdrecht und deſſen Ausübung uſw. betreffend, vom 
7. September 1865 (Sammlung von Geſetzen uſw. für Kurheſſen S. 571) in der durch das 
Geſetz vom 19. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 308), betreffend Anderung einiger Vor⸗ 
ſchriften der Jagdordnung, vom 15. Juli 1907 (Geſetzſamml. S. 207) über Wildſchaden— 
verhütung und Jagdſcheine ſowie des § 4 des Jagdſcheingeſetzes vom 31. Juli 1895 
(Geſetzſamml. S. 304) und durch das Geſetz zur Anderung des in der Provinz Hannover, 
in den Hohenzollernſchen Landen, in dem ehemaligen Kurfürſtentum Heſſen und auf der 
Inſel Helgoland geltenden Jagdrechts vom 31. Juli 1925 (Geſetzſamml. S. 100) ge- 
gebenen Faſſung; 

g) S 30 des Preußiſchen Feld- und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880 in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 21. Januar 1926 (Geſetzſamml. S. 83) und des Geſetzes vom 
29. Juni 1933 (Geſetzſamml. S. 251), inſoweit er die zuſtändigen Miniſter und die 
nachgeordneten Polizeibehörden ermächtigt, Anordnungen zum Schutze oder zur Ver⸗ 
richtung jagdbarer Tiere zu erlaſſen; die auf Grund der Ermächtigung bereits erlafjenen 
Vorſchriften, insbeſondere die Tier- und Pflanzenſchutzverordnung vom 10. März 1933 
(Geſetzſamml. S. 71), treten inſoweit mit Inkrafttreten des vorliegenden Geſetzes außer 
Kraft; 

h) das Preußiſche Wildſchadengeſetz vom 11. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 307) in der 
geltenden Faſſung; 

i) die Polizeiverordnung für Helgoland vom 21. Dezember 1892 (Kreisblatt 1892 für 
Süderdithmarſchen Nr. 52); 

K) das Preußiſche Jagdſcheingeſetz vom 31. Juli 1895 (Geſetzſamml. S. 304) in der durch 
Artikel 2 des Geſetzes vom 19. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 308), des Geſetzes vom 
15. April 1923 (Geſetzſamml. S. 91), der Verordnung vom 12. November 1923, 
(Geſetzſamml. S. 532) Artikel II des Geſetzes vom 15. Juli 1924 (Geſetzſamml. 
S. 577) und des Geſetzes vom 31. Juli 1925 (Geſetzſamml. S. 100) gegebenen Faſſung; 

9 8 27 Abi. 1 der Hohenzollernſchen Amts- und Landesordnung vom 2. Juli 1900 

Geſetzſamml. S. 228); 

m) die Jagdordnung für die Hohenzollernſchen Lande vom 10. März 1902 Geſetzgamml. S. 33) 
in der durch das Geſetz zur Anderung des in der Provinz Hannover, in den Hohenzollern⸗ 
ſchen Landen, in dem ehemaligen Kurfürſtentum Heſſen und auf der Inſel Helgoland 
geltenden Jagdrechts vom 31. Juli 1925 (Geſetzſamml. S. 100) gegebenen Faſſung; 

n) das Preußiſche Wildſchongeſetz vom 14. Juli 1904 (Geſetzſamml. S. 159) im der durch das 
Geſetz zur Abänderung des in der Provinz Hannover, in den Hohenzollernſchen Landen, 
in dem ehemaligen Kurfürſtentum Heſſen und auf der Inſel Helgoland geltenden 8 
rechts vom 31. Juli 1925 (Geſetzſamml. S. 100); 

o) die Preußiſche Jagdordnung vom 15. Juli 1907 (Geſetzſamml. S. 207); 

p) der § 105 Abſ. 1 des Fiſchereigeſetzes vom 11. Mai 1916 (Geſetzſamml. S. 55). Im Abſ. 2 
dieſes Paragraphen werden die Worte „in weiterem Umfange“ geſtrichen; 

q) die Verordnung über das Auslegen von Gift in Feld und Flur vom 16. September 1931 
Geſetzſamml. S. 210). 

8 91. a 
Laufende Frech ewe rt rüche⸗ 
Die bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes laufenden Pachtverträge können bis einſchließlich 1. April 
1934 mit mindeſtens dreimonatiger Friſt vom Pächter oder Verpächter zum Ablauf des Pachtjahrs 
gekündigt werden. 
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§ 92. 
Bisherige Jagdſcheine und Jagderlaub isch ere 
(1) Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes gelöſten Jahresjagdſcheine behalten ihre 
Gültigkeit bis zum Ablauf, jedoch nicht über den 31. März 1934. Für die Zeit nach dem 1. April 
1934 können Jagdſcheine nur nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes gelöſt werden. Etwaige 
dem Inhaber durch die vorzeitige Ungültigkeitserklärung ſeines Jahresjagdſcheins entſtehende 
Ausfälle find auf den neuzulöſenden Jagdſchein mit 0,09 AM für den Tag anzurechnen. 
(2) Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ausgegebenen Jagderlaubnisſcheine verlieren 
ihre Gültigkeit. 
8 93. 
Ausführungsbeſtimmungen. 
Der Miniſterpräſident erläßt die zu dieſem Geſetz erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen. 
Berlin, den 18. Januar 1934. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring. 
Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 
Berlin, den 18. Januar 1934. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräfident. 
Göring. 
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